


Benidirte Städleordnung 


für das 


Herzogthbum Braunfchweig. 


d. d. Braunfhweig, den 19. März 1850. 


Don Gottes Gnaden, Wir, Wilhelm, Herzog 
zu Braunſchweig und Lüneburg sc. x. x 


Da Wir für erforderlich gehalten haben, die allge⸗ 
meine Städteordnung vom 4. Juni 1834 einer Reviſion 
zu unterwerfen, ſo erlaſſen Wir mit Zuſtimmung der 
Abgeordneten des Landes nachfolgende, auch auf die— 
jenigen Flecken, welche eine ſtädtiſche Verwaitumg haben, 
anwendbare, revidirte Städteordnung. 


Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


Rechte — Städte. 

Jede Stadt hat das Recht, innerhalb der durch das 
Geſetz feſtgeſtellten Schranken alle ihre Gemeindeangelegen⸗ 
heiten, insbeſondere ihr Gemeindevermögen, jo wie aud) 
die Ortapolize i ime halb des Stadtbezirks ſelbfiftndig zu 
— und ihre Vorſteher und Vertreter frei zu wählen, 

——— —— der — der Stadt 
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Braunjchweig bleiben befondere geſetzliche Beitimmungen 
vorbehalten. | 
Rüdjichtlich der Verwaltung der ſtädtiſchen Forften 
hat es bis zum Erlaſſe weiterer gejeglicher Beftimmun- 
gen bei dem bisherigen Auffichtsrechte des Staats fein 
Bemwenden. 
8. 2. 


Statuten. 

Die Städte find befugt, ihre Gemeindeangelegen- 
heiten, jo wie auch Gegenftände der Ortspolizei, unter 
Beobachtung der in dieſem Gejebe enthaltenen Bor: 
Ichriften, duch Statuten zu ordnen. 

Die Statuten dürfen nichts dem Landesgrundgejebe 
oder anderen Gejegen Widerjprechendes enthalten und 
befommen Gejebesfraft, jobald fie von der Stadtbehörde 
mit Bezugnahme auf die Genehmigung des Herzoglichen 
Hr: ⸗ a auf ortZübliche Weiſe veröffent⸗ 
icht find. | | | 

Es können in ſolchen Statuten einfache Bolizei- \ 
ftrafen 6biß zu 10 „P oder 10 Tagen Gefängniß anges 
drohet werden. 

8.3. 
Sonftige Befugniffe. 

Die Städte haben bei Aufnchme Fremder in den 
ſtädtiſchen Verband, bei Heiraths- und Gemwerbebetriebö- 
Geſuchen mitzuwirken und wird in bejonderen Gejegen 
darüber weitere Verfügung erfolgen. = 

| 8. 4 | 
Umfang ded Semeindeverbandes. 

Alle im Stobtbegirke belegene Srundftüde und alle 
in bemjelben wohnende Berfonen find dem Gemeinde 
verbande unterworfen und nehmen an ben Bortheilen 
und Zaften nad) den Beftimmungen dieſes Geſetzes Theil. 


Zweiter Abſchnitt. 
Don dem Stadtbezirke. 
8. 5, 


Begriff. 
Der Stadtbezirk wird gebildet durch alle innerhalb 
der Stadt, der Vorftädte und der Stadtfeldmarf be- 
legenen Grundftüde. 


Feftflellung zwe ifelhafter Stadtbezirke. 
In jo weit die Stadtbezirfe noch zweifelhaft find, 
erfolgt deren Feftitellung auf dem Wege der Geſetzgebung. 
8.7 


Veränderung der Stadtbezirke. 
Beränderungen der feftftehenden Stadtbezirke können 
gleichfalls nur durch ein Geſetz erfolgen. Dagegen bedarf 
e3 nur einer Verordnung, wenn einzelne Bejtandtheile 
eines Stadtbezirks, bezüglich eines angrenzenden Land— 
gemeindebezirfs, mit Zuftimmung der betreffenden Ge- 
meinden und der betheiligten Eigenthümer von dem Stadt- 
bezirke getrennt, bezüglich u zugelegt werden jollen. 

.8 | 


Fortſetzung. 

Die in Gemäßheit vorgekommener Gemeinheitsthei— 
lungen oder Ablöſungen an benachbarte Gemeinden oder 
deren Einwohner oder an die Stadt oder deren Einwoh— 
ner als Abfindung gefallenen Grundſtücke treten mit der 
Receßbeſtätigung in den Verband der betreffenden Gemein- 
den, wenn fe mit deren Bezirken in unmittelbarer Ver- 
bindung jtehen und fie gehören dann auch demjelben Ge- 
richts⸗ und N wie dieje Gemeinden an. 


| Eintheilungen des Stadtbezirke, | 
Drer ſtatutariſchen Beitimmung einer jeden Stadt 
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bleibt die Feſtſtellung darüber vorbehalten, ob und in 
welche Abtheilungen der Stadtbezirk ſowohl hinſichtlich 
der Gemeindeverwaltung überhaupt, als auch beſonders 
hinſichtlich der verſchiedenen Genoſſenſchaften angehören⸗ 
den. Grundſtücke, der Kirchenverwaltung, der Armen— 
pflege u. ſ. w. zerfällt. | 

Der Stadtmagiftrat Hat die hierauf bezüglichen 
Beichreibungen aufzuftellen und vollftändig zu erhalten. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon den Gemeindegenoſſ en. 
. 10. 
Allgemeine Beftimmung. 

Gemeindegenofjen find alle, welhe auf geſetzliche 
Weiſe das Wohnortsreht in der Stadt erworben Haben. 

— | 
Sortfegung. 

Die Gemeindegenofjen nehmen an allen aus dem 
Gemeindeverbande hervorgehenden Laften und Rechten 
Theil, mit Ausnahme der durch die Gejebe ben‘ Bür⸗ 
gern vorbehaltenen Laſten und Rechte. 

8. 12. 
Markgenoſſen und Fremde. 

Markgenoſſen ſind alle, welche im Stadtbezirke 
Grundbeſitz, das Recht des Wohnſitzes BRENE aber 
nicht Haben. - 

Fremde find diejenigen, welche fich in einer Stadt 
———— ohne daſelbſt wohnberetigt zu er 2 

8. — nz 


| Bü | 

Bürger find alle Gemeindegenoffen, welche von 

dem Stadtmagijtrate einen Bürgerjchein: erhalten haben. 
a J N — u uch a #5 


4 


—— 


| 8. 14. 

Bürgerrecht. | 

Das Bürgerrecht ‚verleihet die Befugniß, bei der 
Stadtverwaltung, jo wie bei der Wahl der Stadtver- 
oröneten in den gejeglichen Verhältniſſen mitzuwirken. 


ef 8. 15. 5 1 

20. Erwerb. —— En u 

-, Befähigt und verpflichtet zum Erwerbe des Bür- 
gerrechts find alle männliche Gemeindegenofjen, melche 

1) das 2dfte Lebensjahr zurücgelegt, 

2) einen eigenen Hausftand führen oder in jelbit- 

: ftändigen Verhältnifien leben, 

3) nicht zu einer Strafe rechtskräftig verurtheilt 
worden find, welche fie der politiichen Rechte 
verluftig macht, oder diefe nad einer folchen 
Berurtheilung nicht wieder erhalten Haben, 

4) weder für ihre Perjon, noch für ihr Vermögen 
unter Buratel ftehen, nd . — 

5) Communalſteuer oder Einkommenſteuer regelmä— 
Big zahlen und dieſe Abgabe vom letzten Calender— 
jahre vor dem Erwerbe des Bürgerrechte, ſoweit 
jte dazu verpflichtet waren, entrichtet haben. 

Die Meldung zur Aufnahme in die Bürgerrolle muß 

binnen 3 Monaten nad Errichtung eines jelbititändigen 
Hausftandes bei dem Stadtmagiftrate angebracht werden. 
Ausgenommen von der Verpflichtung zum Ermwerbe 
des Bürgerrechts find nur die dem activen Fruppencorps 
angehörigen Militatrperjonen und die Grenzauffeher, ın 
jo fern fie nicht Grundeigenthumim Stadtbezirke befigen. 
. 16. 
0 Berluft een | 
- Das Bürgerrecht geht verloren, wenn Jemand 
1) zueinee Strafe rechtskräftig verurtheilt ift, welche 
ihn der politifchen Rechte beraubt, oder 


2) jein Wohnortsrecht in der Stadt verliert, oder 

3) ein Jahr lang entfernt gewejen ift, ohne wegen 
feiner Laften und Pflichten einen Bevollmäch— 
tigten oder Stellvertreter geftellt zu Haben. 


.17. 
Fo ſetzung. 

Der Verluſt des Bürgerrechts zieht den Verluſt des 
Rechts, ein Grundſtück in dem Stadtbezirke zu beſitzen, 
oder ein Gewerbe daſelbſt zu betreiben, nicht nach ſich. 

8. 18. 
Ruhendes Bürgerrecht. 

Das Bürgerrecht ruhet, ſo bald und ſo lange eines 
der in dem 8. 15 unter den Nummern 2, 4 und 5 auf- 
geführten Erfordernifje zum Erwerbe des Bürgerrechts 
nicht mehr vorhanden ift. 


Chrenbürgerredt. 

Der Magiftrat kann auf Antrag oder mit Zu— 
itimmung der Stadtverordneten denjenigen, welche ich 
um die Stadt ein bejonderes Berdienft erworben haben, 
dad Ehrenbürgerrecht ertheilen. Dafjelbe enthält feine 
ſtädtiſche Verpflichtungen. * 

$ 


Rollen der Gemeindegenoffen, Markgenoffen 
und Fremden. 

Der Magiftrat hat in abgefonderten Rollen die - 
Bürger, Die übrigen Gemeindegenofien, die Marfge- 
nofjen und die Fremden verzeichnen zu lafſen und dieſe 
Rollen ſtets vollitändig zu erhalten. — 

8 21. 
Gebühren. 

Für die Ertheilung des Bürgerrechtes wird eine 
Gebühr von 2 2£ und beim Exrwerbe von Häufern und 
ſonſtigen Grundftüden für die Aufnahme in die Rolle 
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der Markgenoſſen eine Gebühr von 1 an die Stadt- 
cafje entrichtet. 


Vierter Abjchnitt. 


Bon ber Verwaltung ber ftädtifchen Angelegenheiten 
| und den Gemeindeämtern. 


I. Allgemeine Bejtimmungen. 
8. 22. 

Vertretung der Stadtgemeinden. 
Diie Stadtgemeinden werden in Bezug auf ihre 
Rechte und Pflichten von dem Magiltrate und den 
Stadtverordnneten nad) den Beitimmungen dieſes Ge— 
ſetzes vertreten. 

8. 23. 


Verpflihtung zur Uebernahme der Gemeinde: 
amt 


er. 

"Das Amt eines unbejoldeten Magiftratsmitgliedeg 
und eines Stadtverordneten iſt ein Ehrenamt und darf 
in der Kegel nicht abgelehnt werden. 

Die Mitglieder des Herzogl. Staat3-Minifteriumg 
und die zur Verwaltung der Landespolizei bejtellten 
Beamten find zu einem Gemeindeamte nicht wählbar. 

Mitglieder des Stadtmagiftrats können nicht Stadt- 
verordnete jein. 

. 24. 
Gründe der Ablehnung eines Gemeindeamt3. 

Zur Ablehnung find nur diefenigen Perſonen be- 
rechtigt, welche an anhaltender, die Erfüllung der zu 
. übernehmenden Obliegenheiten Hindernder Krankheit oder 
Körperichwäche leiden oder in ſolchen häuslichen und ge- 
Ichäftlichen Verhältnifien ftehen, daß fie durch Weber: 
nahme des Amts einen erheblichen Nachtheil erleiden 
würden. | | 


* 
8 


Ueber die Zuläſſigkeit der Ablehnung entſcheiden 
die Stadtverordneten. 

Außerdem ſind diejenigen, welche ein Gemeindeamt 
bekleidet haben, nach ihrem Ausſcheiden für eine gleiche 
Zeit zur Ablehnung berechtigt. | 

8. 25. 


Erlaubniß zur Webernahme eines Gemeinde: 
amts. 


Zur Uebernahme eines Gemeindeamts haben Staat3- 
diener, active Militatrperjfonen, Geijtliche und Schullehrer 
die Erlaubniß ihrer vorgejegten Behörden einzuholen, 
welche nur aus Rückſichten auf das Befte des Dienftes 
verjagt werden wird. | 

8. 26. 
Niederlegung eines Gemeindeamts. 

Das Recht zur Verwaltung des Amts Hört, auf, 
wenn die Bedingungen der Wählbarfeit nicht mehr vor— 
handen find. | 

Die im $. 24 enthaltenen Ablehnungsgründe be— 
vechtigen auch zur Niederlegung eines Gemeindeamts. 

Die Stadtverordneten haben über die Zuläffigfeit 
der Niederlegung zu entjcheiden. 

‚27. 
Unberectigte BIN oder Niederlegung 
eines Gemeindeamts. 

Wer die Annahme der Wahl zu einem Gemeinde- 
amte oder die Fortführung deſſelben ohne. gefeßlichen 
Entſchuldigungsgrund verweigert, Hat die Koſten einer 
neuen Wahl zu tragen und zahlt für den Zeitraum, 
in welchem er verpflichtet war, das Amt zu verwalten, 
eine nach den Berhältnifjen jeines Einkommens durch 
die Stadtverordneten feitzujehende Strafe von 3 bis 
40 »F jährlich in die Stadtcafjie. Außerdem ruhet für 
diefen Zeitraum fein Bürgerredt. = 


hi 
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Er g 28. a. Eee, 

Mitwirkung —— Gemeindegenoffens: tar 

Erachten der Magiftrat und die Stabtverordneten 
für nothiwendig, zur Mitansführung einzelner zu ihrem 
Wirkungskreiſe gehörenden Geſchäfte andere Gemeinde» 
genoflen heranzuziehen, jo find diefelben zur Uebernahme 
derartiger Aufträge verpflichtet. und finden bei. etwaiger 
Ablehnung die Vorſchriften des 8. 27 Anwendung. Es 
ift jedoch die Verpflichtung zur. Theilnahme an ſolchen 
Geſchäften auf den Zeitraum von drei Jahren beſchränkt, 
nach deren Verlauf eine Befreiung für eine gleiche 
Zeitdauer verlangt werden Tann. 


1. Bon den Stadtverordneten. 


1) Wahl und Zufammenfegung. 
$. 29, 
Anzahl. 

Die Verſammlung der Stadtverordnneten bejteht in 
Städten bis zu 4000 Einwohnern aus 9, in Städten 
bis zu 10,000 Einwohnern aus 18 und in der Stadt 
Braunſchweig aus 27 Mitgliedern. 

8. 30. 
—Wäaählbarkeit. 

Jeder wahlberehtigte Bürger faun zum Stabtver- 

orbneten gewählt werben. 


Vorbereitung der Wahlhandlung. 

Zum Zwecke der Wahl der Stabtoeordneten. wer⸗ 
den die wahlberechtigten Bürger nach der Kommunal: 
feuer, welche fie nach den Bejtimmungen dieſes Gefehes 
zu entrichten haben. würden, in rei gleiche Claſſen ge- 
theilt/ in deren :jeder ein Drittel der gedachten Steuern 
| wird. 
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Das Vermögen der Ehefrau und der in väterlicher 
Gewalt ftehenden Kinder wird dem Ehemanne und Va— 
ter bei Berechnung feines Steuerbetrages angerechnet. 

Die Claſſe der Höchitbeiteuerten wird zunächſt ge- 
bildet und muß diefelbe den vollen Steuerbetrag ent- 
halten. Schließt fie mit einem Steuerfage ab, den 
mehrere Bürger in gleicher Höhe entrichten, jo gewährt 
das Höhere Lebensalter den Vorzug. 

Ebenſo wird mit der hierauf zu bildenden Claſſe 
der Mittelbefteuerten verfahren. | 

Der Ueberreft der Wahlberechtigten kommt in die 
dritte Claſſe. 

Jede diejer drei Claſſen wählt ein Drittel der 
Stadtveroröneten. | 

MWird in der eriten Claſſe durch die dieſelbe bil- 
denden Steuerpflichtigen mehr als ein Drittel der Steuern 
repräfjentirt, jo werden die folgenden Klaffen nad) dem 
Ueberrefte des GSteuerbetrages gebildet. 


8. 32, 


Fortfeßung. 
Liften der Wahlberechtigten. 

Die Liften der Wahlberechtigten in den einzelnen 
Claſſen werden für jede Wahl vondem Stadtmagiftrate 
aufgeftellt und find Dabei alle Bürger, deren Bürger- 
recht ruhet, zu übergehen. , Die Liiten find 14 Tage 
vor dem Wahltermine an einem geeigneten Orte öffent- 
ich auszulegen und es ift, daß ſolches gejchehen, auf 
angemeſſene Weiſe öffentlich befannt zu maden. | 

Etwaige Reclamationen find ſpäteſtens 8 Tage nad) 
geichehener Bekanntmachung der Liſten vorzubringen und 
haben darüber der Stadtmagiftrat und die Stadtverord- 
neten in vereinigter Berjammlung endgültig zu entjcheiden. 


zu IT 


8. 33. 
Wah en 


Leitung ber W 


Die Wahlen werben durch Wahlvorfteher geleitet, 
welche der Magiſtrat aus feiner Mitte oder aus der 
Zahl der Stadtverordneten ernennt. 

Jedem Wahlvorfteher wird ein beeidigter nn 
. beigegeben. 

| 8. 34. 
En enuns: 


a0. ' 

Zu dem Wahltermine find die Wahlberechtigten nad 
den einzelnen Clafjen unter Angabe des Zweckes und 
der Dauer der Wahlzeit von den beftellten Wahlvorfte- 
bern auf Grund der ihnen vom Magiftrate zugefertig- 
ten Stimmliften mindejtend 8 Tage vorher zu berufen. 

Jede einzelne Claſſe der Wahlberechtigten hat zu 
verſchiedenen Zeiten mit der Wahl zu verfahren. 

‚Die Städte, in welchen die Verfammlung der Stadt- 
verordnneten aus mehr als 9 Mitgliedern beiteht, können, 
nachdem die drei Steuerflajjen gebildet find, behuf Bor- 
nahme der Wahl von dem Magiftrate in angemefjene 
Bezirke eingetheilt werden, welche für die verſchiedenen 
Clafſen verſchieden fein dürfen. 

8. 35. 
el eeune 


bandlun 

Zu der Bahloerfummhung haben nur die Wähler 
Zutritt und e3 wird Niemand zur Abgabe jeiner Stimme 
zugelafjen, der nicht in die vom Magijtrate aufgejtellte 
Stimmlifte aufgenommen oder auf erhobene Reclamation 
nachträglich zugelaſſen iſt. 

Der Wahlvorſteher eröffnet die Wahlhandlung da— 
mit, nn er ji zwei Wahlgehülfen aus der Zahl der 

Wähler b beiwrunek, | 


— 12 — 


Die Wähler haben in Berfon ihre Stimmen zu 
Protocol abzugeben. Sind mehrere Stadtverordnete 
zu wählen, jo wird jede Wahl bejonder3 vorgenommen. 


5.35 


Nach Ablauf * fir n einzelne Wahl im Boraus 
zu beſtimmenden Zeit wird die Wahlhandlung gejchloffer 
und das Ergebniß der Wahl den Anweſenden ſofort 
eröffnet. 

8. 37. 
Bortfegung * 

gur Gültigkeit einer Wahl: wird. abſolute Stim— 
menmehrheit erfordert, d. h. mehr al die Hälfte der 
Stimmen der erſchienenen Wähler. 

Wird dieſe in erſter Wahl nicht erreicht, ſo muß 
die Wahl unter ben Beiden, welche die meiften Stimmen 
gehabt haben und zwar. nöthigenfalls in einem. bejonders 
hierfür anzujeßenden Termine wiederholt werden. Haben 
mehr als zwei Perſonen eine gleiche relative Stimmen- 
mehrheit, jo kommen biejelben ſämmtlich auf. die zweite 
Wahl: Bet diefer: enticheidet einfache SE RNHEDIEDIDEN 
und bei gleicher Stimmenzahl dag Loos. 

8. 38. 
ortſetzun 

Ueber die Wahttanblute ein Protocoll a 
nehmen und von dem Wahlvorfteher, dem SBrotocolf- 
führer und den Wahlgehülfen zu unterjchreiben. Daſ— 
jelbe ift der Staatöbehörde auf Verlangen zur Prüfung 
des Verfahrens einzuſenden. 

8. 39. 
Anfechtung der Wah (2.4, 

Gegen das ftattgehabte Bahlverfahten. Tann ein njeber 

Bürger innerhalb 10 Tagen nad dem Wahltermine bei 
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der vereinigten Berjammlung des Stadtmagiftrats und 
der Stabtverorbneten Beſchwerde führen. 
8 40. 
Aufhebung der Wahl. 

Findet die vereinigte Verſammlung des Stadtma⸗ 
giſtrats und. der Stadtverordneten in Veranlaſſung ein- 
gegangener Beſchwerden oder der von der Staatsbehörde 
bei etwaiger Prüfung der Wahlprotocolle erhobenen 
Ausstellungen, daß bei der Wahl erhebliche Unregel- 
mäßigfeiten vorgelommen find, jo hat jie die Wahl durch 
eine motivierte Entfcheidung Für ungültig zu erklären. 

8. 41. 
Zeit ber Wahlen. 

Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung der Ber- 
ſammlung der Stadtverordneten finden im Monat October 
Statt. Die neugewählten Mitglieder treten mit dem An- 
fange des auf ihre Wahl folgenden Calenderjahrs ihr Amt 
an. Ausnahmsmeie findet eine Wahl zu jeder anderen 
Zeit Statt, wenn ein Mitglied durch Tod oder auf an- 
dere Weife ausfcheibet, jedoch nur für die Beit, in welcher 
das nusſcheidende Mitglied noch. fungirt haben würde. 

8. 42. 
Dauer des Amts. 
Die Stadtverordneten werden auf 6 zehre ge⸗ 
ählt. 

i Alle zwei Jahre ſcheidet ein Drittel der von jeder 
Claſſe gewählten Mitglieder aus. 
Die austretenden Mitglieder können wieder gerät 
werden. 

Bei den erften Wahlen oder einer Neumahl ſämmt⸗ 
licher Stadtverordneten ” durch das Loos zu beftimmen, 
welche Ale — — * a, ausjcheiben 


—* Dei? 
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Ausſchluß wegen —— 

Wegen unwürdigen Et alten? kann ein Mitglied 
der Pe an dur) Beichluß der- 
ſelben ausgeſchloſſen merden. 

Es findet dagegen binnen 14 Tagen ein Recurs an 
die vereinigte Verſammlung des Magiftrats und der Stadt⸗ 
verordneten Statt, bei deren Entſcheidung es bewendet. 


8. 44. 
Auflöſung der Verſammlung der Stadtverord— 


neten. 
Der Landesfürſt kann die Verſammlung der Stadt: 
verordneten auflöfen, wird dann aber zugleic) die Wahl 
neuer Stadverordneten anordnen. 


2) Rechte und Pflichten der Stadtverordneten. 
45. 
Allg —— Beſtimmung. 

Die Verſammlung der Stadtverorhneten bat, dieſer 
Ordnung gem emäß, bei ver Leitung und Verwaltung der 
ſtädtiſchen ngelegenheiten mitzuwirken und die Geſammt⸗ 
heit der Gemeindegenofjen zu vertreten. Die Stadt- 
verordnieten haben ihre Beſchlüſſe nur bei perjünlichem 
Erſcheinen in ordentliher Berfammlung nad) Weberzeu- 
gung und Gewillen zu faflen, nicht aber Inſtructionen 
oder Aufträge anderer zu befolgen. In ihren amt- 
lichen Rechten und Pflichten find fie einander gleich. 
Keiner ift ala bejonderer Vertreter feiner Standes⸗ oder 
Semwerbögenofjen over Wähler zu betrachten. 


| za en 
8. 46, 
Zuftimmu 
Die AZuftimmung der Stobfberorhneten iſt — 
derlich: 
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1) wenn ſtatutariſche Beſtimmungen, polizeiliche Re— 
glements und dauernde oder vorübergehende Ein- 
richtungen im Gemeindeweſen beſchloſſen, aufge- 
hoben oder abgeändert werden ſollen, 

2) zur Feſtſtellung der Dienftverträge und etwaiger 
Cautionen der Hülfebeamten und Gemeindediener, 

3) zur Feſtſtellung der nicht jchon ftatutarifch be- 
ftimmten Gehalte und Entichädigungen ber Ge: 
meindebeamten, Hülfsbeamten und Gemeinde: 
diener, 

4) zur Ausichreibung von Gemeindeauflagen und 
zur Feſtſtellung jonjtiger perſönlicher Leistungen 
der Gemeindegenojjen, 

5) zur Seititellung der Claſſen behuf der Commu⸗ 
naliteuerpflichtigen, | 

6) zur Feſtſtellung des Stadtcaffenvoranjchlags, 

7) zur Aufnahme von Anlehen und zur Ausleihung 
von Capitalien, 

8) zur Erwerbung von Grundftüden und Gerecht— 
jamen für die Stadt und zur freiwilligen Ber- 
äußerung oder Berpfändung ftäbtiicher Grunde 
ftüde und Gerechtſame, | 

9) zur Abjchließung von Pacht: oder Verdingsver⸗ 
trägen, zu veränderter Benutzung von Gemeinde- 
grundſtücken, jowie zur Beräußerung von Ge: 
meindenubungen, wenn fie in dem Voranjchlage 
nicht berückfichtigt find, 

10) zu den vorzunehmenden Wegebaufichkeiten nach 
Maßgabe der erlafienen und noch zu erlaſſenden 


Gelege, 
11) zu Ausgaben jeder Art, welche im Voranſchlage 
nicht berüdfichtigt find und den Betrag von 
10.0 überfteigen (8. 6), 
12) zur Anftelung, Ablehnung oder Bergleichung 


u 


von Proceſſen, ſoweit der Rendant der Stadt: 
cafe dazu nicht befugt ift, 

13) zur Beantragung oder vergleichatweifen Abſchlie— 
ßung von Gemeinheitstheilungen und Ablöſungen, 
bei welchem die Gemeinde als ſolche betheiligt iſt, 

14) zu Veränderungen des Stadtbezirke, ſoweit dieſe 
nicht ım Wege der Geſetzgebung erfolgen, 

15) zur Aufnahme neuer Gemeindegenviien, infofern 
fie nicht auf gejeglichen Beitimmungen oder 
einer Verfügung der Herzoglichen Tandesregie- 
rung berubet, 

16) zur Entlaffung eimes Hülfsbeamten und Ge— 
meindedienerd und 

17) zur Uebernahme von Nebengeichäften Seiten? der 
bejoldeten Magiftratgmitglieder. 

Bei Heiraths- und Gewerbebetriebögefuchen, jo tvie 
bei Zulaffung von neuen Anbauern haben die Stadt- 
verordneten nad) Maßgabe der BEReDenDEn und noch 
zu erlajjenden Geſetze mitzuwirken. 

47. 
cheidung 


— Stahtoerorbneten haben. "dns Rei der Ent- 


* über die Zuläffigkeit ber Ablehnung oder Nie- 
derlegung des Amts eines unbejoldeten Magi— 
ſtratsmitgliedes und eines Stadtverordneten 
(88. 24 und 26.), - 

2) über die Feititellung der Strafen wegen unbe- 
rehtigter Ablehnung oder Rieberiegung eines 
jolchen Gemeindeamts ($. 27.),- 

3) über die Frage, in welche der einzelnen Claſſen 
der Steuerpflichtige zu ſetzen iſt, zu welchem End⸗ 
zwecke die Stadtverordneten nöthigenfalls das Ein⸗ 
lommen der en — ben, 
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4) über die Yrage, ob. und welche Einwohner, die 
zur Staatseinfommenfteuer nicht beitragen, zur 
Communalſteuer heranzuziehen find ($. 155), 

5) über den Erlaß rüdjtändiger Gemeindegefälle. 


| 848, 
£ Gutadten. 

Die Stabtverordneten haben fi über Anfragen 
des Stadtmagiſtrats in ftädtiichen Angelegenheiten gut- 
achtlih zu äußern, | | 

8. 49. 


0 : &ontrole 

Die Stadtverordneten haben den ftädtifchen Haus- 
halt in allen feinen Theilen. zu überwaden und zu 
controliven und demgemäß Die Stadtcajjen- Rechnung 
zu revidiren. Der: 

8. 50. 
Fortſetzung. 

Die Stadwerordneten haben dag Recht, Eingaben 
über alle dag Gemeindewejen der Stadt angehende Ge- 
genftände, Vorſchläge zur Abitellung mwahrgenommener 
Mängel uud Anträge auf Verbefierungen anzunehmen. 

8. 51. | 
Fortſetzung. 

Haben die Stadtverordneten gegen die Verwaltung 
des Magiſtrats Erinnerungen zu machen, jo Hat ſich 
derjelbe darüber vernehmen zu laſſen. Glauben jene 
fobann eine Erjabforderung gegen den Magiftrat auf- 
ftellen zu müfjen, jo haben diejelben davon der Staate- 
behörde Anzeige zu machen. Letztere wird die Aus— 
gleichung der vorhandenen Drfferenzen verſuchen. Schlägt 
diefer Verſuch fehl, jo bleibt den Stadtverordneten die 
weitere Verfolgung ihres Anſpruches im Wege Rech— 
tens überlafien. _ | oe | 


2 


zus FB: u 


Recht kr = tra 

Behuf Förderung der u, der Gemeinde 
und der Gemeindegenoffen, insbelondere: 

1) um die Erwerböquelfen der Einwohner zu er- 
meitern und ergiebiger zu machen, jo wie um 
die entgegenftehenden Hinderniſſe zu bejeitigen, 

2) um die vorhandenen Bildungsmittel allgemein 
zugänglich zu machen und fo weit e3 erforder: 
lich, zu vermehren und zu verbefierh, 

3) um die Sittlichkert zu fördern, dem Betteln und 
Bagabondiren entgegenzuwirfen und darauf hin 
zu arbeiten, daß die zu deſſen Abivendung er- 
forderlichen Mafregeln ind Qeben gerufen werden, 

4) um die Auswanderung folder Einwohner, denen 
ed an den nöthigen Erwerbsmitteln fehlt, oder 
deren Berhalten ſchädlich zu werden drohet, zu 
fördern oder zu leiten, 

find die Stadtverordneten gleich dem Stadtmagiitrate 
befugt, Anträge zu ftellen und dem letzteren zur Zu: 
fimmung und Ausführung vorzulegen. 

Diejelbe Befugniß fteht den Stadtverorbneten in 
allen auf die Leitung und Verwaltung der Communal-⸗ 
Angelegenheiten bezüglichen, namentlich in den 8. 46 
genannten Yällen zu. 

Hält der Mayittent dafür, daß auf den geftelften 
Antrag nicht einzugehen fei, jo wird er davon die Stadt⸗ 
verordnneten unter Mittheilung der Gründe in Kenntniß 
jeben. Beharren diejelben nach wieberholter Berathung 
auf ihrem Antrage, jo kommt dag in den 88. 104 und 
105 vorgefchriebene Verfahren zur in 

53. 
Recht der Befchwerde. 
Die Stadtverordneten können gegen den Stadt⸗ 
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magiftrat oder einzelne Mitglieder vefjelben wegen 
Dienftvernadhläffigung oder Pflichtverlebung bei der 
Staatsbehörde Beſchwerde führen und in den dazu ge- 
eigneten Fällen die Einleitung einer gerichtlichen Unter- 
ſuchung veranlafien. 

Beſchlüſſe, welche die Stadtverordneten vermöge 
des Recht? der Beſchwerde fallen, find dem Meagiftrate 
mitzutheilen und diefer kann verlangen, daß die Stadt- 
verorbneten nach Mittheilung der Gründe des Magiftrats, 
den Gegenftand nochmals in Erwägung ziehen. 

. 54. 
Beihränfung der N bei Aus: 
übung ihrer Redte. | 

Den Stadtverordnieten fteht Teine ausführende Ge- 

zu. 


3) DEN oesnung: 


Borfigender und Protocoallführer. 

Die Stadtverordneten wählen jährlid aus ihrer 
Mitte einen Vorfigenden und PBrotocollführer und deren 
Stellvertreter durch abjolute Stimmenmehrheit. Die 
Stellvertreter treten ein, wenn der Borfikende oder 
Protocollführer behindert ift. 

Auf Beſchluß der Stadtverordneten kann im Ein- 
verftändniffe mit dem Stadtmagijtrate ein ſtädtiſcher 
Beamter oder eime andere Perſon mit der Protocol: 
führung dauernd beauftragt werben. 

| | . 56. 

Berufung ae 

Der Borfigende Hat die Stadtverordneten zu ver- 
jammeln, jo oft e3 das Bedürfniß erfordert, oder wenn 
3 Mitglieder ſolches unter Angabe des Gegenjtandes 
der Berathung verlangen, oder auf Antrag des Stadt- 
magiftrated. Die Einladung zu den Verſammlungen 
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erfolgt unter Angabe der Gegenſtände der Berathung 
in der Regel ſpäteſtens 2 Tage vorher. 

Von den Verſammlungen muß der Vorſitzende 
unter Angabe der Gegenſtände der Berathung dem 
Stadtmagiſtrate Anzeige machen. 

57 


Pflicht, zu erſcheinen und zu ſtimmen. 

Jeder Stadtverordnete iſt verpflichtet, den Ver— 
ſammlungen beizuwohnen und eine ſtatutariſch zu be— 
ſtimmende, in die Ortsarmencaſſe fließende Geldſtrafe 
zu erlegen, wenn er ohne erhebliche Entſchuldigungs— 
gründe, über welche die Verfammlung der Stabtver- 
ordneten endgültig entjcheidet, zurückbleibt. 

Keiner der aniwejenden Stadtverorbneten darf ſich 
der Abgabe feiner Stimme enthalten. Ein wegen eines 
Sonderinterejjes bei einem Beſchluſſe betheiligtes Mit- 
glied Hat fich der Theilnahme an den Verhandlungen 
zu enthalten. | 

8. 58. 
Ordnung der Berfammlungen. 

Der Borfigende hat die Verfammlungen zu er: 
Öffnen und zu ſchließen, die Verhandlungen zu leiten 
und die Ordnung zu handhaben. 

8. 59, J 
Oeffentlichkeit der Berſammlungen. 

Die Verſammlungen der Stadtverordneten find in 
der Regel öffentlich. Auf den Antrag des Stadtmagijtrats 
oder dreier Stadtverordneten kann jedoch, nad} vorgängiger 
geheimer Berathung, für einen einzelnen Fall die Deffent- 
fichfeit der Verhandlung ausgeſchlofſen werden. 

60. 


| Fortſetzung. 
Die Zuhörer dürfen die Verhandlungen auf feine 
Weile jtören und namentlich feine Zeichen des Beifalls. 
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oder Mißfallens geben. Der Vorſitzende hat dahin zu 
ſehen, daß dieſe Vorſchrift genau befolgt werde und iſt 
er verpflichtet, Die Zuhörer entfernen zu laſſen, wenn 
die unterbrochene Ordnung auf jeine Aufforderung nidt 
fofort wieder hergeftellt wird oder wiederholte Störun- 
gen vorkommen. | 

Wenn einzelne Zuhörer fi) bedeutende oder wie— 
derholte Ruheſtörungen oder unpafjende Neußerungen zu 
Schulden fommen laflen, jo hat die Stabtverordneten- 
Berfammlung das Recht, diejelben auf eine beſtimmte 
Beit von dem Zutritte zu den Sitzungen auszufchließen. 

. 61. 
Theilnahme de3 IR an den 
Verfammlungen. | 

Der Stadtmagiftrat iſt befugt und anf den Antrag 
des Borfibenden der Stadtverordneten verpflichtet, zu 
den Berjammlungen der Stadtverordneten — wenn es 
ſich nicht um eine Beſchwerde gegen den Stadtmagiftrat 
Handelt, Deputirte zu enden, welchen auf Verlangen 
jederzeit dad Wort zu geftatten: ift. 

8. 62. 
| |  Sommiffionen. 
Die Stadtverordneten können die zu berathenden 

Gegenftände vor der Verhandlung in den Berfamm- 
lungen durch Kommiffionen aus ihrer Mitte begutachten 


aſſen. 
Die Stadtverordneten und Commiſſionen fönnen 
zur Begutachtung, jo wie zur Mitausführung einzelner 
zu ihrem Wirkungskreiſe gehörenden Gejchäfte 
1) andere Einwohner zuziehen, um vor ihnen Aus: 
kunft und Gutachten zu erhalten und 
2) den Stadbtmagtftrat um Nachrichten erfuchen. 
Der Magiſtrat iſt verpflichtet, den desfafffigen 
Anforderungen nachzukommen. 
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8. 63. 
Erforderlihe Zahl zu Befchlüffen. | 

Um einen Beichluß fallen zu können, müſſen auf 
vorgängige ordnungsmäßige Einladung ſämmtlicher Stadt- 
verordneten zwei Drittheile derjelben erjchienen fein. 
Zu jedem Beichluffe ift abjolute Stimmenmehrheit er- 
forderlih. Der Vorſitzende ſtimmt nur bei Stimmen- 
gleichheit mit, um den Ausschlag zu geben, und bei 
Wahlen. 

8. 64. 
Protocoll. 

Ueber die Verhandlungen und das Ergebniß der 
Adftimmungen ist ein Protocol zu führen, welches nad) 
erfolgter Vorlefung und Genehmigung von dem Vor: 
figenden und Protocollführer unterfchrieben werden muß. 

Der Inhalt der in den öffentlichen Sitzungen ftatt- 
gehabten Verhandlungen Tann bon den Stadtverordneten 
auf angemeſſene Weije veröffentlicht werden. 

8. 65, 
Abfaffung der Beſchlüſſe. 

Der Borfigende Hat die zur Ausführung der ge- 
faßten Bejchlüfle erforderlihen Ausfertigungen durch 
ven PBrotocollführer abfaflen zu laffen, diejelben Namens 
der Verſammlung zu unterjchreiben und an den Ma- 
giftrat oder in den geeigneten Fällen an die Staats 
behörde einzujenden. | 

8.66. 

| Beſchwerden. —— 

Segen Entſcheidungen der Stadtverordneten ($.AT) 
find etwaige Beſchwerden binnen 14 - Tagen bei der 
vereinigten Berfammlung des Magiftrat3 und der Stadt- 
verordneten zu verfolgen... 
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III. Bon dem Stadtmagiſtrate. 
1) Wahl und Renee 


Anzahl der Witgtieber 

Der Stabtmagiftrat ift eine collegialifche Behörde 
und befteht außer dem Borftande in Braunſchweig aus 
vier, it den übrigen Städten aus zwei Mitgliedern. 

Eine Vermehrung der Zahl der Mitglieder bleibt 
——— Beſtimmung vorbehalten. 

BR 68. 
Wahlart. 

Die Mitglieder des Stadtmagiſtrats werden von 
dem Stadtmagiſtrate und den Stadtverordneten in ver- 
eimigter Verfammlung erwählt. 

8. 69. 
Wählbarkert 

Wahlbar iſt jeder Landeseinwohner, der fähig iſt, 
Bürger zu werden. 

Etwaige andere Bedingungen für die Wählbarkeit 
einzelner Mitglieder des Stadtmagiſtrats find ftatute- 
riſch Feitzuftellen. 

Wer mit dem Rechnungsführer und mit einem Mit- 
gliede des Stadtmagiftratd in Den zwei erjten Graben 
verwandt oder verſchwägert ift, kann nicht in den Stadt⸗ 
magiftrat eintreten. Die Stadtverordneten können 
jedoch beſchließen, daß für den einzelnen Fall über dieſes 
BARON hinweggegangen werden foll. 

8. 70. 
Wahlverfahren. 

Wenn eine Stelle im Stadtmagiftrate zu beſetzen 
iſt, ſo verſammeln fich die Mitglieder des Stadtmagi— 
ſtrats mit den Stadtverordneten zu einer gemeinſchaft⸗ 
lichen Sitzung (8. ee) | 
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Den Vorſitz führt der Vorſteher des Stadtmagi- 
itrat3 und bei deſſen Behinderung das ältefte Mitglied 
des Stadtmagiitratt. Das Protocol! wird von dem 
Protocollführer der Stadtverordneten geführt. 

Jeder der Anweſenden jchreibt den Namen de3- 
jenigen, dem er feine Stimme geben will, auf einen zu 
verjchließenden Zettel. Der Brotocollführer ſammelt 
die Wahlzettel, verfieht dieſelben mit Nummern und legt 
ſie in eine Urne, welche er nach Abgabe ſämmtlicher 
Wahlzettel dem Vorſihenden überreicht. Es wird als— 
dann mit der Eröffnung der Wahlzettel verfahren. 

Die Wahl erfolgt nach abfoluter Stimmenmehrheit. 
Ft dieje nicht jofort vorhanden, fo wird die Wahl 
wiederholt. Wenn auch bei der zweilen Wahl Niemand 
abſolute Stimmenmehrheit erhalten hat, ſo werden die— 
jenigen beiden Perſonen, welche in der erſten und zwei— 
ten Wahl zuſammen die meiſten Stimmen gehabt haben, 
auf eine engere Wahl gebracht. Tritt bei dieſer enge— 
ren Wahl Stimmengleichheit ein, ſo ſcheidet einer der 
Wählenden nach dem Looſe aus, worauf die Wahl bon 
den Hebrigen wiederholt wird. 

8. 71. 
Landesfürſtliche Beſtätig ung 

Die Wahl des Magiftratönorftehere bedarf der 
Beitätigung des Landesfürften. 

Bor Ertheilung verjelben darf der Gewählte das 
Amt nicht antreten. 

Wird die Beſtätigung verſagt, ſo kann der Ge— 
wählte bei der gegenwärtigen Wahl nicht wieder prä- 
jentirt werden. 


2) Dienfiosrbätnifte | 
5. 1 
Befoldu 


Der Vorſteher des —E un * Ries 
rich feſtzuſtellende RN erhalten. | 


Ob und mie die übrigen Mitglieder des Magiſtrats 
zu bejolden find, ift gleichfalls ftatutarisch zu beſtimmen. 
Die Zahl der unbejoldeten Magiſtratsmitglieder 
muß größer fein, ala die ber befofdeten. 

Gebühren für Ausrichtung von Geſchäften dürfen 
bon den Magiſtratsmitgliedern nur erhoben werben, 
wenn jie Durch die Geſeztze zugebilligt find. 

| | . 78. 

Arreft auf —— und Penfionen. 

Beſoldungen können nur bis zu einem Drittel und 
Penfionen bis zu einem Fünftel mit Arreft belegt werben. 

. 74. | 
— 

Die Vorſteher des Magiftrat3 werden von einem 
Deputirten der mit der Beaufſichtigung der Gemeinde: 
angelegenheiten Beauftragten Staatäbehörde in gemein» 
Ihaftlicher Situng der Magiftratsmitglieder und der 
Stadtverordneten eingeführt und auf Beobachtung die- 
jer Ordnung beeidigt. | 

Die übrigen Magiftratömitglieder werden von dem 
DBorfteher des Magijtratd eingeführt und haben bei der 
Einführung die Beobachtung diefer Ordnung an Eides- 
ftatt zu geloben. Ä 

Nach gejchegener Einfüßrung wird die Antretung 
des Amtes auf geeignete Weiſe öffentlich befannt gemacht. 

. 75. 
us Amftsdauer | 

Die Vorfteher des Magiftrats werben in den Städten 
über 5000 Seelen auf Lebenszeit, in allen anderen Stäb- 
ten auf fech® Jahre gewählt, wenn nicht eine auderweite 
Amtsdauer ſtatulariſch oder im einzelnen Falle mit Ge— 
nehmigung der Herzoglichen Landesregierung beftimmt ift. 
vdie ůͤbrigen Magiſtratsmitgliedet werden auf 6 Jahre 
gewählt und feheibet alfe. 3 Jahre die Hälfte aus. Bei 
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der erſten Wahl iſt durch das Loos zu beſtimmen, welche 
Mitglieder nach 3 Jahren austreten ſollen. Die aus— 
tretenden Mitglieder können wieder gewählt werden. 

In der Stadt Braunſchweig kann für die beſolde— 
ten Magiſtratsmitglieder eine anderweite Amtsdauer 
ſtatutariſch feſtgeſtellt werden. 

. 76. 
Vebernahme En. Geſchäfte. 

Die Vorſteher des Magiſtrats und die beſoldeten 
Mitglieder deſſelben können nach Annahme der Wahl 
andere öffentliche Functionen nur mit Genehmigung des 
Magiſtrats und der Stadtverordneten übernehmen. 

. 77. 
— ſtpflichten. | 

Die Magiftratsmitglieder find für die geſetzmäßige, 
pünktliche und umjichtige Führung ihrer Amtsgeſchäfte 
verantwortlich. 

Diejelben find verpflichtet, ven Berfügungender Lan- 
desverwaltungsbehörden, welche dieje innerhalb der Grän- 
zen ihrer Zuftändigfeit in der vorgejchriebenen Form er- 
lafjen, Genüge zu leiften. Befolgen fie aber Verfügungen, 
welche entweder nicht in der Zuftändigfeit der Behörden 
biegen oder nicht in der vorſchriftsmäßigen Form erlafjen 
find, jo geſchieht dies auf ihre eigene Berantwortlichkeit. 

Entftehen Zweifel darüber, ob die Behörde die er- 
lafjene Verfügung zu treffen competent fei, jo hat der 
Magiftrat oder deſſen Borfteher angemefjene Vorſtellung 
zu machen und erforderlichen Falls die Entſcheidung der 
Herzoglichen Landesregierung zu erwirken. Wirb auf diefe 
Boritellung der vorige Beſchluß wiederholt, jo ift er zu 
befolgen und bleibt der Magiftrat oder defjen Vorſteher 
von aller Verantwortlichkeit befreit. 2: 

Wenn jedoch durch Verfügungen der Landesverwal- 
tung3-Behörben die verfaffungsmäßige Selbitftändigfeit 
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oder die geſetzlichen Rechte der Gemeinde verletzt ſein 

ſollten, ſo hat der Magiſtrat die verfaſſungsmäßigen 

Mittel zur Hebung der Verlegung anzuwenden. 
—Urlhlaub. Re Ä 

Ueber Urlaubsgefuche ver Magiftratsmitglieder ent- 
jcheidet der Magiftrat. Der Vorfigende bedarf bei einer 
Abweſenheit von mehr ala 14 Tagen der Genehmigung 
der Stantöbehörde. Er a7 

ER 8. 79. 

| Ordnungsſtrafen. 

Die Staatsbehörde kann die Mitglieder des Ma- 
giſtrats und den Rechnungsführer nöthigenfall® durch 
Geldſtrafen bi zum Betrage von 20 zB zur Belorgung 
der ihnen obliegenden Geſchäfte anhalten. 

Disciplinargemwalt. 
8. 80, 

| Suöspenfion. 
Trifft die Mitglieder des Magijtrats oder den Rech— 
nungaführer der Verdacht, ein gemeine Verbrechen oder 
ein Dienftvergehen, was Dazu geeignet ift, fie vor Gericht zu 
ftellen, begangen zu haben, oder haben ih Magiftratsmit- 
glieder wiederholt Dienftvernachläffigungen, welche Ord- 
nungaftrafen nöthig gemacht haben, oder unwürdiges Be— 
tragen zu Schulden fommen lafjen, jo iſt der Vorſteher 
des Magiftrats oder die Staatsbehörde befugt, demjelben 
die Ausübung ihrer Amtsoerrichtungen einftweilen zu un⸗ 
terſagen. Es iſt in diefem Falle ungefäumt die Ein- 
leitung der gerichtlichen Unterjuchung zu veranlaſſen. 

Wird die Unterfuchung verweigert, jo iſt die Sus- 
penſion fofort zurüdzunehmen. Erfolgt die Unterfuchung, 
jo wird das Gericht über das Fortbejtehen der Suspen- 
fion, jo wie ebenfalla darüber erkennen, ob und in wie 
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weit während der Suspenſion ber Gehalt fortlaufen Fol. 
Der einftweilen zurüdbehaltene Gehalt wird jedoch nach⸗ 
bezahlt, wenn die Unterjuchung mit Freiſprechung endet. 

Der $. 255 des Criminalgeſetzbuchs wird in Bes 
zug auf jtädtifche — au Kraft gejebt. 


Fortſetzung. | 
Bor Erkennung der Suspenfion iſt der betreffende 
Beamte mit feiner Rechtfertigung zu ren 


Auflöjung. des Dienftverbande?. 


. 82. 
| — —  P — 
Die auf Lebenszeit angeſtellten Magiftratämitglie- 
der haben einen Anſpruch Fi Benjion (Ruhegehalt). 


Verabfhiebung 
Mit Aufgebung feiner Benfionsansprüche kann jeder 
Beamte feine Verabſchiedung ohne Gründe-verlangen, muß 
jedoch zuvor den aus jeinem Dienftverbande hervorgehen- 
den, bereits entitandenen, Berbindlichkeiten Genüge leiſten. 
Verfebung in den Ruheſtand. 
. 84. 

Recht des Beamten, fie zu verlangen. 
Penſionsberechtigte Magiſtratsmitglieder Haben das 
Recht zu verlangen, in den Ruheſtand verſetzt zu werden: 
1) nach zurückgelegtem funfzigſten Dienſtjahre, 
2) nach zurückgelegtem fiebenzigften Lebensjahre, 
3) wegen körperlicher oder geiftiger Schwäche, Die 
fie behindert, ihrem Dienfte Länger vorzuſtehen. 
Die Stadtverorbneten und der Magiftrat in ver 
einigter Verfammlung haben über das Borhandenfein 
des ad 3 erwähnten Srundes mit Ausſchluß des Rechts 
weges zu ntcheiben. 


U 8 . 88. | 

Penfionirung wider Villen des Beamten. 

R Benfionäberehtigte Mogiftratämitglieder können 
wider ihren Willen jederzeit penfionirt werben, wenn 
Magiſtrat und Stadtverordnete im bereinigter Ber- 
ſammlung folches bejchließen. oo. 

Der Herzoglichen Landesregierung, melcher von 
dem gefaßten Berätaffe vor deſſen Bollziehung Anzeige 
zu. machen a jteht es nad; vergeblicher Borftellung 
binnen 4 Wochen frei, die Verſammlung der Stadt- 
veroröneten aufzulöjen und dest vorliegenden Yall den 
nengewählten Stadtverordneten in vereinigter Verſamm⸗ 
lung mit dem Magijtrate vorzulegen, bei deren Ent: 
ſcheidung es bewendet. 
| .. 86. 

Fortſetzung. 

Der Magiſtrat und die Stadtverordneten in ver⸗ 
einigter Verſammlung haben darüber zu entſcheiden, ob 
ein wegen zeitweiliger Dienftunfäßigfeit peifionirter 
Beamter in einen feiner früheren Stellung entiprecjenden, 
feinen Kräften angemefjenen Dienſt zurüdtreten ſoll. 

8. 87. 


0 Fortfegung. 
Denn betheiligten Beamten fteht in den im $. 84 
M 3 und 8. 86 erwähnten Zällen gegen bie erfolgte 
Entſcheidung binnen 4 Wochen der Recurd an Herzog: 
liches Staat2-Minijtertum zu, welches darüber nach ge- 
nauer Prüfung der Sade und nach Anhörung der Mi- 
hifteriakomnifion entfcheivet. 
| | . 88. | 
Folgen der RE in den Ruheſtand. 
Der in den Ruheſtand verjeßte Beamte hat das 
Recht, die ihm gebührende Penfion auf jeine — 
zu verlaugen. Die Größe der Penfion wird nach der 
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Größe des Gehaltes und der Anzahl der Dienftjahre be- 
ftimmt. Bei Berechnung der Dienftjahre, um den Betrag 
der Penjion zu ermitteln, find auch die Jahre, melche 
ein Magiftratsntitglied unmittelbar vor jenem Eintritt 
in den jtädtiichen Dienft im biefigen Civilſtaatsdienſte 
oder als Dfficier oder Unterofficier im hiefigen Milt- 
tairdienfte zugebracht Hat, in Anrechnung zu bringen. 
Die Benfion ſoll betragen: 
a. bi3 zum 5. Dienftjahre, dieſes einschließlich, ein 
Drittel des Gehaltes ; | BE 
b. von dem 5. Dienftjahre an für jedes fernere 
Dienftjahr 1, Procent des Gehalts mehr, je- 
doch mit der Beichränfung, daß die höchfte Ben- 
ion des Gehaltes nicht überfteigen darf. 


8. 89. 
Berluft der Penfion. 
Die Benfion geht verloren: | 
1) wenn der Penfionirte wegen eines Verbrechens 
rechtskräftig verurtheilt wird, welches, wenn er 
noch in Wetivität wäre, deſſen Abjegung zur 
Folge gehabt haben würde, 
2) wenn er fich weigert, eine feiner vorigen Gtel- 
fung entfprechende, feinen Kräften angemefiene 
Sunftion anzutreten ($. 86.). 


8. 90. 
| Entlaffung. . 

Die Entlafjung geichieht im ordentlichen gerichtlichen 
Wege (8. 8 des Gejebes vom 21. Yuguft 1849, die 
Gerichtsverfajjung betreffend) ın den Fällen, welche die 
Strafgefege beftimmen, außerdem aber, wen ſich Ma- 
giftratzmitglieder wiederholter Dienftvernachläffigungen, 
welche Ordnungsſtrafen nöthig gemadt haben, oder un- 
würdiges Betragen Haben zu Schulden kommen laſſen. 
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8. 91. 
Folgen der Entlaſſung. 
Der Entlaſſene verliert ſeine Dienſtrechte und wird 
ohne Rückſicht auf ſeine Dienſtjahre auf ein Fünftel des 
Gehalts beichräntt. Die gewöhnliche Benfion Tann nur 
mit Zuftimmung der vereinigten Berfammlung des Ma⸗ 
giftrat® und der Stadtverordneten vermilligt werden. 
8. 92. 


Abſetzung. 

Die Abſetzung kann nur im ordentlichen gericht— 
lichen Wege erfannt werden. 

Sie findet, außer in den durd die Strafgefeße 
beftimmten Fällen ald nothivendige Folge Statt: 

1) wenn der Beamte wegen Diebitahle, Hehlerei, 
Betrugs, Unterjchlagung, Fälfchung oder Mein- 
eides zu irgend einer Criminalftrafe und 

2) wenn er wegen eines mit Vorſatz begangenen 
Verbrechens zu einer härteren, als einjährigen 
Freiheitsſtrafe verurtheilt wird. 

8. 93. 
Solgen der Abfekung. 

Der Abgefegte verliert feine gefammten Dienft- 
rechte und damit feinen ganzen Gehalt. | 

3) Geichäftsßreis. 
8.94. 

| Allgemeine Beflimmungen. 

Der Magiftrat ift die Obrigkeit der Stadt. Er Hat 
die ftädtijchen Angelegenheiten der Stadt zu verwalten, 
in Landesangelegenheiten die Geſchäfte zu bejorgen, 
welche ihm geſetzlich überwiefen find, ferner einzelne 
Aufträge zu vollziehen, welche ihm im Bezirfe ber Stadt 
von der Staatsbehörde ertheilt werden und den Requi- 
fitionen der jonftigen Behörden Folge zu leiften. 
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g. 95. 


Fortſetzun g. 
Insbeſondere hat derſelbe: 


1) das Geweindevermögen zu verwalten und für 
defjen Erhaltung Sorge zu tragen, 

2) den Gemeindevoranſchlag aufzuftellen, 

3) die auf dem Etat oder nachträglichen Verwilli— 
gungen beruhenden Einnahmen und Ausgaben 
anzumweilen und das Rechnungs- und Caſſenwe— 
fen zu beauffichtigen, | 

4) die Gemeinderehnung zu rebidiren, abzunehmen 
(8. 137.) und den Rendanten der Stadtcafje 
nach geſchehener Superrevijion zu entlajten, 

5) die Bertheilungsrollen über die den Einwohnern 
und Marfgenofjien obliegenden Gemeindeabgaben 
und Leiftungen aufzuftellen und nach gehöriger 
Bekanntmachung für deren Beitreibung zu jorgen, 

6) die Wegebaulichkeiten der Gemeinde auszuführen 
und zu überwachen, 

7) Reparaturen und Neubauten, welche von den 

Stadtverordneten genehmigt worden, auszuführen, 

8) Ausgaben aller Art, weldhe im Etat nicht vor- 
gejehen worden und deren Betrag die Summe 
von 10 nicht überfteigt, innerhalb des für 
allgemeine Ausgaben der Art im Voranjchlage 

 bewilligten Credits zu befehlieken, \ 

9) die beichlofjenen Proceſſe zu führen 

10) die Hülfsbeamten und Gemeindediener anzuneh- 

men, zu beaufjichtigen und zu entlafjen (8. 46.), 

11) bei Aufnahme in den Gemeindeverband, Hei⸗ 

raths⸗ und Gemerbebetriebägefuchen und bei 

Renanbauten den Geſetzen gemäß mitzuwirken, 
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12) die Neubauten der Gemeindegenoſſen nad) Maß—⸗ 
gabe der Gejebe und etwaiger itatutarischer Be— 
ſtimmungen zu prüfen und zu beaufjichtigen. 


8. 96. 
Fortſetzung. 

In Gemeindeangelegenheiten iſt der Magiſtrat nach 
den Vorſchriften dieſer Ordnung an die Mitwirkung 
der Stadtverordneten gebunden. 

Bei Ausführung der in Landesangelegenheiten er— 
haltenen Aufträge und Requiſitionen handelt der Ma- 
giftrat unabhängig von den Stadtveroröneten. 


8. 97. 


Fortſetzung. | 
Der Magiftrat Hat in den erjten 6 Monaten eines 
jeden Jahrs Den Stadtverordneten eine vollitändige 
. Meberficht über die Verwaltung der ftädtiichen Angelegen- 
heiten während des verflojjenen Jahres vorzulegen. 


8. 98. 
DOrtspoliyei. 

Die Ortspolizer wird in der Negel von dem Vor— 
iteher des Magijtrat3 verwaltet. 

PBolizeilihe Mapnahmen und Anorönungen, welche 
mit Koften für die Stadtcaffe verbunden find, Tann der- 
jelbe nur dann für fich treffen, menn Gefahr im Ver— 
auge iſt. 

8. 99. 
Fortſetzung. u 

Allgemeine Gebote oder Verbote zur Aufredhter- 
haltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung können 
von den jtädtiichen Behörden nur auf ſtatutariſchem 
Wege erlajjen werden. 

Wenn Gefahr im Berzuge it, Tann jedoch der 
3 
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Vorſtand der Polizei ſolche Gebote oder Verbote jelbft- 
jtändig erlaſſen. Diefelben dürfen beftehenden Geſetzen 
nicht widerſtreiten und müſſen auf ortsübfiche Weiſe 
öffentlich befannt gemacht werden. Nach Ablauf von 
14 Zagen verlieren fie ihre Wirkjamteit. 

Diejenigen, welche dergleichen Geboten oder Ver— 
boten zumiderhandeln, verfallen in eine Gelditrafe bis 
zu 5 »f, oder im alle des Unvermögens in eine Ge— 
fängnißſtrafe bi8 zu 5 Tagen und Haben die Gerichte 
darüber zu erfennen, ob und welche Strafe verwirkt tft. 

$. 100. 
Fortſetzung. 

Wenn nach dem Beſchluſſe des Stadtmagiſtrats 
und der Stadtverordneten die Polizeiverwaltung einem 
anderen Magiſtratsmitgliede, als dem Vorſteher des 
Magiſtrats, dauernd übertragen werden ſoll, ſo iſt 
hierfür die Genehmigung der Staatsbehörde erforderlich. 

Für die Verwaltung der Ortspolizei kann jedoch 
auch ein beſonderer Polizeibeamter auf Lebenszeit ge— 
wählt werden. Derſelbe wird auf gleiche Weiſe, wie 
die Mitglieder des Magiſtrats, gewählt, bedarf der 
landesfürſtlichen Beſtätigung und iſt hinſichtlich ſeiner 
dienſtlichen Stellung den in dieſem Geſetze für Mit— 
glieder des Magiſtrats gegebenen Beſtimmungen unter- 
worfen. 

$. 101. 
Landbespolizei. 

Die Staatsregierung ift befugt, dem Verwalter 
der Ortöpolizei auch die Verwaltung der Landespolizei 
um Umfange des Stadtbezirks ganz oder theilweiſe zu 
übertragen. 

8. 102. 


Beihwerden über polizeiliche Berfügungen. 
Gegen Verfügungen in orts⸗ oder landespofizeilichen 
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Angelegenheiten und gegen alle geſetzwidrige Verfügungen 
ſteht dem Verletzten ein Recurs an die Staatsbehörde zu. 

Gegen orizpolizeiliche Verfügungen hat der Ber: 
legte auch daS Recht der Beſchwerde bei dem Stadt- 
magiftrate. | 

Wenn über die Frage, ob eine Verfügung ortö- 
oder landespolizeilicher Natur ift, zwiſchen dem Magi- 
jtrate und dem Polizeibeamten Streit entfteht, jo hat 
die Staatsbehörde darüber zu entjcheiden. 

Auf die Verhältniſſe der Stadt Braunjchmweig 
finden dieje Bejtimmungen feine Anwendung und wird 
ein bejonderes Gejeh das Nöthige dieferhalb reguliren. 

8. 103. 
Zwangsmittel. 

Der Magiſtrat und in polizeilichen Angelegenheiten 
der Vorſtand der Polizei ſind befugt, zur Aufrechterhal— 
tung der Ordnung und zur Ausführung der im geſetz— 
lichen Wege getroffenen Anordnungen Zwangsmittel big 
zu 3 a zum Beſten der Ortsarmencafje oder 24 Stun- 
den Gefängniß anzumenden. 

Dem Magijtrate resp. dem Vorſtande der Polizei 
tteht auch die Befugniß zu, Handlungen, zu denen ein- 
zelne Ortseinwohner verpflichtet find, im Falle des Un- 
gehorſams auf Koften des Ungehorfamen ausführen zu 
laſſen und die entftandenen Koften, wenn die Erjtattung 
verweigert wird, executiviſch einzuziehen. 

8. 104. 
Verhältniß zu den Stadtverordneten. 

Der Magiftratift verpflichtet, geſetzwidrige Befchlüffe 
der Stadtverordneten nicht zur Ausführung zu bringen 
und das Wohl der Stadt gefährdenden Beichlüffen der- 
jelben die Ausführung einftweilen zu verjagen. 

In beiden Fällen hat der Magijtrat die Angelegen- 
heit mit feinen abmeichenden Gründen den Stabtver- 
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ordneten zur nochmaligen Erwägung vorzulegen, und 
wenn Diejelben bei ihrem Beſchluſſe beharren, der 
Staatsbehörde Anzeige zu machen. 
8. 105. 
Fortſetzung. 

Die Staatsbehörde entſcheidet auf erhobenen Wider— 
ſpruch über die Geſetzmäßigkeit der von den Stadtver— 
ordneten gefaßten Beſchlüſſe. 

Hinſichtlich derjenigen Beſchlüſſe der Stadtverord— 
neten, welche nach dem Dafürhalten des Magiſtrats das 
Wohl der Stadt gefährden, wird die Staatsbehörde 
beide Theile zu einer Ausführung ihrer widerſtreitenden 
Anſichten veranlaſſen und alsdann den Streitgegenſtand 
in einem gutachtlichen Berichte zur Entſcheidung des 
Herzogl. Staats-Miniſteriums verſtellen. Bei dieſer 
Entſcheidung hat es ſein Bewenden. 

8. 106. 
Ausfertigung der Urkunden. 

Urkunden, welche für die Stadt verbindlich ſein 
ſollen, müſſen von dem Magiſtrate ausgefertigt und 
von dem Vorſitzenden deſſelben unterſchrieben ſein. Iſt 
die Zuſtimmung der Stadtverordneten oder die Genehmi— 
gung oder Entſcheidung der Landesregierung erforderlich 
geweſen, ſo muß derſelben Erwähnung geſchehen. 


4) Geſchäftsführung. 
8. 107. 


Collegialiſche Behandlung der Geſchäfte. 
Der Magiſtrat betreibt ſeine Geſchäfte in der Regel 
eollegialiſch und hei Gleichheit der Stimmen iſt der 
Borfteher der Stadtverordneten zuzuziehen. 
8. 108. 


Fortſetzung. 
In den: Städten, in. welchen der Magiſtrat nur aus 
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drei Mitgliedern beſteht, können im Fall der Behinderung 
eines Mitgliedes die beiden anderen Mitglieder gültig 
Beſchluß faſſen Sind zwei Mitglieder behindert, fo 
ijt ber Vorfteher der Stadtverordneten zuzuziehen. 

Ein wegen eines Sonderinterefjes bei einem Be- 
\hlufje betheiligtes Mitglied hat ſich der Theilnahme 
an den Verhandlungen zu enthalten. 

8. 109. 
Gefhäfte des Vorſitzenden. 

Der Vorſteher des Magiftrats Hat die Aufficht und 
Zeitung des Geichäftsganges. Ihm Liegt ob, darauf zu 
jehen, daß die Magiſtratsmitglieder, die Gemeindehülfs— 
beamten und die Gemeindediener ihren Berpflichtungen 
nachlommen. Wenn Gefahr im Verzuge iſt, fo hat er 
die Verfügungen jofort zu treffen. 

Der Borfteher des Magijtrats wird im Falle der 
Berhinderung dur ein von ihm zum beitimmendes an- 
deres Mitglied des Magifttats vertreten. 

8. 110. 
Deputationen. 

Sowohl zur dauernden Verwaltung einzelner Ge— 

ichäftszweige, als zur Erledigung einzelner beſtimmter 
Angelegenheiten und Aufträge können auf Beſchluß des 
Stadtmagiftrats und der Stadtverordneten bejondere 
Deputationen aus Mitgliedern derſelben und anderen 
Bürgern gebildet werden. _ 
Die Mitglieder’ folder Deputationen werden ben 
den Stabtverordneten gewählt und find dieje befugt, den 
ertheilten Auftrag jederzeit zurücdzunehmen und andere 
Deputationsmitglieder zu wählen. 

. Die Depntationen ftehen unter Aufficht und Leitung 
des Stötmagiftrats. Ein Mitglied des letzteren führt 
in ihnen den Borfib. 
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Das Amt eines Deputationsmitgliedes kann nicht 
abgelehnt werden, jedoch befreiet eine dreijährige Ver— 
waltung des Amtes für die nächſten drei Jahre von 
der Verpflichtung zur Fortführung deſſelben. 

8. 111. 
Fortfegung. 

Die Beihlüfle der Deputationen werden nad) Stim- 
menmehrheit gefaßt und bei Stimmengleichheit entjcheidet 
die Stimme des vorjigenden Magiftratgmitgliedes. 

8. 112. 
Fortſetzung. 

Beſchwerden gegen das Verfahren und die Ver— 
fügungen der Deputationen werden bei dem Magiſtrate 
angebracht, welcher darüber zunächſt entjcheidet. 

8. 113. | 
Befhwerden. 

Beichwerden gegen Berfügungen des Magiſtrats find 
binnen 14 Tagen bei der Staatsbehörde anzubringen, 
welche, injofern fie zu der Entjcheidung competent ift, 
entjcheidet, anderen Falls die Bejchwerde an die zur 
Entſcheidung berechtigten Behörden befördert. 

In den Füllen, wo die vereinigte Berjammlung 
des Magiſtrats und der Stadtverordneten entjcheidet, 
muß die Beſchwerde unmittelbar bei dem Stadtmagi— 
ftrate angebracht werden. 


IV. Bon der vereinigten Berjammlung des 
Stadtmagiftrats und der Stadtverordneten. 
%) Bedeutung. 

8. 114. 

Allgemeine Beflimmung. 

Die vereinigte Verfammlung des Stadtmagijtrats 
und der Stadtverordneten bat in denjenigen Angele— 
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Br mitzuwirken, welche ihr gejeglich überwieſen 
ind. 
8. 115. 
Fortfebung. 

Insbeſondere hat diefelbe 

1) über Reclamationen gegen die Lijten der Wahl: 
berechtigten zu entjcheiden (8. 32); 

2) iiber Reclamationen gegen die Wahlen der Stadt: 
verordneten zu enticheiden ($. 39); 

3) die Mitglieder des Stadtmagiſtrats zu ermwählen 

4) die Penſionirung der Magiftratsmitglieder zu 
beichließen ($. 85); 

5) darüber zu entjcheiden, ob entlafienen Magi— 

| ſtratsmitgliedern die gewöhnliche Penſion ver- 
willigt werden joll ($. 91); 

6) über daS Verlangen eines Magiſtratsmitgliedes, 
wegen fürperlicher oder geijtiger Schwäche in 
den Ruheſtand verjebt zu werden, und 

7) über die Frage zu enticheiden, ob ein megen 
zeitweiliger Dienftunfähigfeit penjionirter Ge— 
meindebeamter wieder in den Dienft zurüdtreten 
ſoll (88. 84 und 86); 

8) über Reclamationen des Rechnungsführers gegen 
Entſcheidungen in Angelegenheiten der Rech— 
nungsabnahme (8. 138), und 

9) iiber die Frage zu entjcheiden, ob Fremde zu Com: 
munalftenern herangezogen werden ſollen ($. 146); 

10) in allen Fällen, in welchen die Stadtverorbneten 
in erfter Instanz entjchieden haben, auf erhobene 

Beſchwerde in zweiter Inftanz zu enticheiden 
(88. 43 und 66). 
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$. 116. 
Sortfesung. 

Die Enticheidungen find endgültig und findet ein 
Recurs dagegen nicht weiter Statt, mit Ausnahme jedoch 
der sub Nris. 6, 7 umd 8 gedachten Fälle, in welchen 
den betheiligten Beamten der Recurs an Herzogl. Staat2- 
Mimfterium, resp. an die Staatsbehörde geitattet it 
(88. 87 und 139). 


8. 117. 
Recht der Bitte und Befchwerde. 

Derjelben jteht ferner da3 Recht zu, Namens der 
Stadtgemeinde Bitten und Beſchwerden bei der Herzog- 
lihen Landesregierung und der Landesvertretung an- 
zubringen. 

2) Geſchäftsordnung. 
8. 118. 
Berufung der Berfammlungen. 

Der Vorfteher oder das ältejte Mitglied des Stadt-. 
magijtrat® bat die Verfammlung zu berufen, jo oft es 
dad Bedürfniß erfordert oder der Vorſteher der Stadt- 
verordnieten unter Angabe des Gegenstandes der Bera— 
tdung darauf anträgt. 

8. 119. 
Sortfekung. j 

Der Vorſteher oder das ältejte Mitglied des Stadt- 
magiftrats führt in den VBerfammlungen den Vorſitz, hat 
diejelben zu eröffnen und zu jchließen, die Verhandlun— 
gen zu leiten und die Ordnung zu handhaben. 

8. 120. 


| Fortſetzung. 
Inm Uebrigen kommen die SS. 59, 60, 62, 63, 64 
und 65 zur Anwendung. 
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V. Bon den Hülfsbeamten und 
Gemeindedienern. 


8. 121. 
| Anzahl. 

Ob und welche Hülfsbeamte und Gemeindediener 
anzuſtellen ſind, wird nach den Umſtänden auf gemein— 
ſchaftlichen Beſchluß des Magiſtrats und der Stadtver- 
ordneten beitimmt. 

Unter den Hülfsbeamten joll ein Cämmerer jein, 
welchem die Rechnungsführung der Stadt-Eajje obliegt. 

8. 122. 


Beftelluna. 

Behuf Belebung der Stelle eines Hülfsbeamten und 
Gemeindedienerd ermittelt der Magiftrat nach pflichtmä- 
Bigem Ermeſſen drei taugliche Individuen, welche er den 
Etndtverordneten vorjchlägt. Dieje wählen aus den vor- 
geichlagenen Berfonen Eine nad abjoluter Stimmenmehr: 
heit duch Abſtimmung vermittelft verjchloffener Zettel. 
Erfolgt eine ſolche Mehrheit nicht, fo wird die Wahl 
wiederholt und entjcheidet alsdann einfache Stimmen: 
mehrheit, bei gleichen Stimmen aber das Loos. 

8. 123. 
Dienftverhältniß. 

Die Hülfsbeamten und Gemeindediener werden vom 
Magiftrate zu ihrem Dienfte angemwiejen und eidlich ver- 
pflichtet. 

Alle Hülfsbeamten können auf Kündigung angejtellt 
werden, wenn Magiftrat und Stadtverordniete darüber 
einverjtanden find. Die nur zur mechaniſchen Dienft- 
leiſtung bejtimmten &emeindediener müſſen auf Kün- 
digung angenommen werden. 

Der Dienftvertrag der Hülfsbeamten und Gemeinde- 
diener wird die Dienftverhältnijfe verjelben fowohl im All- 
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gemeinen als rückſichtlich der Auflöſung ihres Dienſt— 
verbandes reguliren. 
8. 124. 
Fortſetzung. 

Die Normalgehalte der Hülfsbeamten und Gemeinde— 
diener ſollen, ſo weit als thunlich, ſtatutariſch feſtgeſtellt 
werden. In Ermangelung ſtatutariſcher Beſtimmungen 
wird bei Feſtſtellung dieſer Gehalte auf dieſelbe Weiſe 
verfahren, wie bei anderen ſtädtiſchen Ausgaben. 

8. 125. 

Verbot der Erhebung von Gebühren. 

Die Hülfsbeamten und Gemeindediener dürfen keine 
Gebühren erheben, ſoweit ſie nicht durch Geſetze beſon— 
ders zugebilligt find und iſt es namentlich nicht geſtattet, 
dem Cämmerer für die Erhebung der öffentlichen Steuern, 
Brandeaſſengelder und Gemeindeabgaben Procente als 
Theile der Beſoldung zu bewilligen. 

8. 126. 
Disciplinargewalt. 

Die Disciplinargewalt über die Hülfsbeamten und 
Gemeindediener ſteht dem Magiſtrate zu. Sie ſind in 
jeder Beziehung an die Inſtructionen und Anweiſungen 
des Magiſtrats gebunden und kann ſie derſelbe durch 
geeignete Zwangsmittel zur Erfüllung ihrer Obliegen— 
heiten anhalten. 

8. 127. 
Arreſt auf Gehalte und Penſionen. 

Gehalte können nur bis zu einem Drittel und Pen— 
fionen bis zu einem Fünftel mit Arreſt belegt werden. 


VI Bon dem Rechnungsweſen. 
. 128. | 
Rechnungsführung. 


Die Stadteaffe wird durch einen beſonderen Rech— 
nungsführer verwaltet ($. 121). Derjelbe hat die Ein- 
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nahmen der Stadtcaffe zu erheben, fo wie die übrigen 
ihm vom Magiftrate übertragenen Erhebungen zu be- 
jorgen und fich der Erhebung und Ablieferung der öf— 
fentlichen Abgaben, Schulgelder und Brandcaffengelder 
zu unterziehen. 
8 129. 
Verpflichtungen des Rehnungsführers. 

Der Rechnungsführer hat die Stadtcafjenrechnung 
nad den Inſtructionen des Magijtrats und die Ned) 
nungen der anderen Caſſen nad) den Inſtructionen der 
betreffenden Staatsbehörden zu führen und aufzuftellen 
und die ihm in Bezug auf dieſe Rechnungen geitellten 
Erinnerungen zu beantworten. 

8. 130. 
Fortſetzung 

Der Rechnungsführer hat eine Caution zu beſtellen, 

deren Betrag vom Magiſtrat zu beſtimmen iſt (8. 46). 
8. 131. 


Fortſetzung. 

Der Rechnungsführer hat für das rechtzeitige Ein— 
gehen aller Einnahmen unter eigener Verantwortlichkeit 
Sorge zu tragen und rüdjtändige Bachtgelder, Capital- 
zinfen und jonftige ftändige Gefälle, jo wie Rüdjtände 
aus öffentlichen Verfteigerungen ohne meitere Vollmacht 
einzuflagen. Bon der Unjtellung einer Klage hat er 
jedoch dem Magiftrate Anzeige zu machen. 

. 132. 
Haft ae der Stadt. 

Für die richtige und rechtzeitige Ablieferung der von 
dem Rechnungsführer vermöge feines Dienjtes erhobenen 
öffentlichen Abgaben, Brandeaffengelder und Schulgelder 
haftet die Stadt. 

8. 133. 
Voranſchlag. 
Ueber die vorausſichtlichen Einnahmen und Ausgaben 


il 


der Stadtcaffe ift jährlih im Monat September ein 
Boranichlag von dem Meagiftrate aufzuftellen, welcher 
den Stadtverordneten zur Genehmigung mitzutheilen 
und nad) erfolgter Feſtſtellung 14 Tage lang öffentlich 
auszulegen tit. je 
8. 134. 
Fortſetzung. 

Der Voranſchlag iſt hierauf bis zum 1. December 
der Staatsbehörde zur Beſtätigung einzuſenden. 

Findet die Staatsbehörde, daß Geſetzwidrigkeiten 
beabſichtigt werden, jo Hat ſie die Aenderung des Vor- 
antchlages zu verfügen. 

Werden die nöthtgen Mittelzur Erfüllung beitehen- 
der Verbindlichkeiten, welche auf Gejegen oder fonftigen 
Normen des öffentlichen Rechts beruhen, verweigert, jo 
wird die Staatäbehörde die Gemeinde auf diefen Manz 
gel aufmerkſam machen. Beharrt die Gemeinde auf ihrer 
Weigerung, jo tritt das in dem Geſetze über die Orga- 
nijation der Landesverwaltungsbehörden vorgejchriebene 
Verfahren ein. Aus Gründen der Zweckmäßigkeit und 
aus Rückſichten auf das Gemeindewohl kann die Beitä- 
tigung nicht verweigert werden; es ſteht jedoch ver 
Staat3behörde zu, über etwaige Bedenken erregende An- 
ſätze des Etats eine abermalige Beſchlußfaſſung ver 
Gemeindeorgane zu veranlafien. | | 

8..135. | 
Sortfegung. 

Erfolgt die Bejtätigung oder eine jonjtige Erflärung 
von Seiten der Staatsbehörde nicht binnen 6 Wochen 
nach Einjendung des Voranſchlags, jo gilt derfelbe als 
genehmigt und ift im nächſten Jahre der Verwaltung 
der Stadtcajje zum Grunde zu legen. ni 

8. 136. | 
Stadtceaffenrehnung.. 
Die Stadtcafjenrechnung ift mit den Belegen [päte- 
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ſtens bi3 zum Schlufje des Monats April für das vor: 
hergehende Calenderjahr dem Magiitrate vorzulegen. 

Diejelbe wird, mie der Boranjchlag, 14 Tage lang 
offer ausgelegt. 

Mi 137. 
ortfegung 

Der Magiitrat Bat binnen Wochenf ſeine Erinne— 
rungen zu der Rechnung aufzuſtellen und mit dieſen 
den Stadtverordneten bis zum 1. Juni zugehen zu laſſen. 
Nachdem die Rechnung von den Stadtverordneten revidirt 
worden iſt, hat der Rechnungsführer die Erinnerungen des 
Magiſtrats und der Stadtverordneten zu beantworten, 
worauf durch gemeinſchaftliche Deputirte des Magiitrats 
und der Stadtverordnneten in Gegenwart des Rechnung? 
führer mit Abnahme der Rechnung verfahren wird. 

Die erforderlichen Endſcheidungen werden zu Pro- 
tocoll abgegeben. 

8. 138. 
ortfesung 

Der Rechnungsführer hat fi jofort zu erklären, 
ob er die Entjcheidungen als richtig anerkennt und ſich 
denſelben unterwirft. 

Iſt er mit den Entſcheidungen nicht einverſtanden, 
jo kann er binnen 14 Tagen feine Gründe dem Magi- 
jtrate in einer ſchriftlichen Auseinanderſetzung vorftellen. 
Ueber dieje Borjtellung haben Magiitrat und Stadtver⸗ 
ordnete in vereinigter Verſammlung zu entſcheiden. Wird 
die frühere Entſcheidung wiederholt, oder nicht auf eine 
dem Rechnungsführer zufriedenjtellende Weile geändert, 
jo ift diefer befugt, binnen 3 Tagen die Sade zur 
weitern Enticheidung der Staatöbehörde zu bringen. 

Rängjtens binnen 4 Wochen nad dem Abnahme: 
Termine find die Rechnung und die Abnahme-Verhand⸗ 
lungen der Staat3behörde zur Superrevifion einzuſenden. 
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8. 139. 
Fortſetzung. 
Die Staatsbehörde hat 
1) über die von dem Rechnungsführer binnen der 
vorgejchriebenen Friſt vorgebrachten Beſchwerden 
gegen Entjcheidungen des Magiftrat3 und der 
Stadtverordneten zu entjcheiden, 
die Abjtellung von Unvollftändigfeiten bei der 
a und Abnahme der Rechnung zu veran⸗ 
aſſen 
vorgekommene Ungeſetzlichkeiten zu rügen und den 
Umſtänden nach entweder den Rechnungsführer 
oder die Mitglieder des Magiſtrats zum Erſatze 
des der Stadtkaſſe zugefügten Verluſtes aufzu- 
fordern, im Falle der Weigerung aber den Staats— 
anmwalt zur Verfolgung der desfallfigen Anſprüche 
der Stadteaſſe zu veranlaſſen. 
8. 140. 
Fortſetzung 

Entſcheidungen der Stadtbehörde, welche der Rech: 
nung3führer ausdrücklich oder durch Verſäumung der zur 
Befolgung der Beichwerden gejegten Friſt anerkannt Hat, 
oder welche vonder Staatsbehörde auf erhobene Beſchwerde 
ergangen ſind, haben in dem Verhältniſſe zwiſchen dem 
Rechnungsführer und der Stadt die Kraft gerichtlicher Er- 
kenntniſſe. Gegen dieje Enticheidungen der Staatsbehörde 
findet fein Recurd an Herzogliches Staats-Minifterium, 
dagegen aber das Rechtsmittel der Reviſion an das zu- 
ftändige Amts- oder Kreisgericht, je nad) dem Betrage 
der Beichwerde, ftatt, und das in diejer Reviſionsinſtanz 
abgegebene Erkenntniß ift endgültig. | 

Eine ſolche Revifion muß binnen 14 Tagen ah 
ns der Enticheidung der Staatsbehörde verfolgt 
werden 
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er. AT we 
8. 114. 


Sortfe sung 
Der Staatsanwalt ift in Dem alle des 7 139 
3 nur dann zur Anjtellung einer Klage verpflichtet, 
wenn er den Anſpruch der Stadtcafje für gegründet hält. 
Die Einbejjerung bemerkter Rechnungsfehler kann 
die Staat3behörde — aa verfügen. 


er — Gemeindelaſten und 
Sicherſtellung der Stadtcaffe. 

Rückſtändige Gemeindeabgaben und die durd) ver- 
ſaͤumte Naturalleiftungen entftandenen baaren Koſten wer⸗ 
den gleich den öffentlichen Steuern executiviſch eingezogen. 

Das Grundſtück haftet für die Gemeindegrundſteuer 
und muß auf den Antrag des Rechnungsführers zur 
Subhaſtation gebracht werden, wenn die gegen das in— 
nerhalb des Stadtbezirks befindliche bewegliche Vermö— 
gen des Beſitzers angewandten Zwangsmittel ohne Er— 
folg geblieben find. 

Das der Stadt wegen der rüdftändigen Abgaben 
auftehende Pfand- und Vorzugsrecht bleibt unverändert. 


Fünfter Abſchnitt. 


Bon dem Vermögen der Stadt und den 
ſtaͤdtiſchen Laſten. 
8. 143. 
Stadtvermögen. 

Das zur Beftreitung der Gemeindeausgaben in 
jeder Stadt bejtimmte Gemeindegut bildet das Stadt- 
vermögen (Gämmereivermögen). Bafjelbe darf nur zu 
Gemeindezweden verwendet, weder den einzelnen Gemein- 
degliedern überlaflen, no zu dem Staatsvermögen ge- 
zogen werben und ift jo viel als thunlich zu erhalten. 


— 48 — 
8. 144. 


Lagerbud. f 

Ueber alle Theile des Stadtvermögens bat Der 
Magiitrat ein Lagerbuch zu führen. Eintretende Ver— 
änderungen find in demjelben nachzutragen. 

8. 145. 
Benusung des Stadtvermögens. 

Das Stadtvermögen iſt auf die möglichjt vortheilhafte 
Weiſe zu benuben. Die Verpachtung der Grundftüde und 
Serechtiame, wovon das Einfommen in die Stadtcafje 
fließt und der Verkauf der Erzeugnijje derjelben muß 
in der Regel öffentlih auf Meiſtgebot erfolgen. | 

$. 146. 
Berpflihtung zu Beiträgen. 

Reicht das Einkommen der Stadtcajje zu den ihr 
obliegenden Ausgaben nicht hin, jo find die Gemeinde— 
genoſſen und im Tall der Erhebung einer Grunditeuer 
auch die Marfgenofjen, jedoch mit Ausnahme derjenigen, 
welche in Lohn und Koſt bei Anderen jtehen und fein 
Grundeigenthum bejigen, zur Aufbringung des Fehlen— 
den verpflichtet. 

Fremde fünnen nach einem Aufenthalte von 6 Mo- 
naten gleichfall® zu Beiträgen herangezogen werden und 
haben darüber Magijtrat und Stadtverordnete in ver- 
einigter Verſammlung zu entjcheiden. Perſonen, welche 
an mehreren Orten abwechjelnd wohnen, werden nad) 
Verhältniß ihres Aufenthalts in den verjchiedenen Ge- 
meinden herangezogen. 

8. 147. 
Fortſetzung. | 

Die Verpflichtung erftredt fih aud auf die Ver⸗ 
zinſung und Abtragung vorhandener Schulden der Stadt, 
ohne dab deshalb eine bejondere Befanntmadhung an 
die neu eintretenden Pflichtigen erforderlih if. 
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. 148. 
Ne Leiſtungen. 

Jeder Bürger iſt bis zum zurückgelegten 50. Lebens- 
jahre zum Waffendienſte behuf des Gemeindeſchutzes ver- 
pflichtet. Sonftige perlönliche Leiftungen der Gemeindege- 
nofjen find nurdain Anſpruch zu nehmen, modem Bedürfniß 
nicht zwedmäßig auf andere Weile genügt werden kann. 

Die Stellung eines geeigneten Stellvertreters iſt mit 
Ausnahme des Waffendienftes behuf des Gemeindeſchutzes 
zuläſſig. DasNähere über die Verpflichtung zum Waffen- 
dienste behuf des Gemeindefchuges beitimmt dag Geteb. 

Wiſſenſchaftliche, ſowie kunſt- und handwerksmäßige 
Leiſtungen können als Gemeindedienſte nicht verlangt 


werden. 
8. 149. 
Einquartierungslaſt. 

Zu den Leiſtungen der Gemeindegenoſſen und nicht 
wohnberechtigten Hausbeſitzer gehört auch die Uebernahme 
der Natural-Einquartierungslaſt, deren Vertheilung big 
zum Erlaſſe befonderer gejeglicher oder ftatutarijcher Be- 
ftimmungen von dem Ermeijen des Magijtratd abhängt. 

. 150. 
Anfang und — der Verpflichtung. 

Die Verpflichtung, zu den ſtädtiſchen Laſten bei— 
zutragen, fängt fir neu eintretende Gemeindegenoſſen 
mit dem Augenblicke des Eintritts an, erſtreckt ſich auch 
auf ſolche Erhebungen, deren Veranlaſſung ſich aus 
früherer Zeit herſchreibt, und dauert bis zum Austritte 
aus der Gemeinde. Ä 


Geſetzliche Befreiungen. 
8. 151. 


U a. Dingliche. 
Von allen Gemeindelaften befreiet find: 

1) die Herzoglichen Refidenzichlöffer, Luftfchlöfjer und 
Gärten, jo wie die für den Bedarf der Hofhal- 
tung des Zandesfürften vorbehaltenen Grundftüde, 
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— 30 — 


2) die Schlöſſer und Gärten der Mitglieder des 
Herzoglichen Hauſes, 

3) diejenigen Grundbeſitzungen der Kirchen, Pfarr— 
wittwenthümer, Schulen, Armen- und Wohlthätig— 
keitsanſtalten, für welche bisher zu den ſtädtiſchen 
Laſten nichts beigetragen worden iſt, und 

4) die Begräbnißplätze und die Grundſtücke der 
Stadt ſelbſt. 

8. 152. 
Perſönlich 

Von allen Gemeinbelaften für —* Perſon befreiet ſind: 

1) Mitglieder des Herzoglichen Hauſes, 

2) fremde Geſandte, 

3) active Militairperſonen vom Hauptmann 2. Claſſe 
abwärts hinfichtlih ihres Dienjteinfommens, 

4) Bejucher öffentlicher Unterrichtsanitalten. 

8. 153. 
Aufhebung der übrigen Befreiung en. 

Alle übrigen Befreiungen werden damit aufgehoben. 

Neue Befreiungen können nach der Bekanntmachung 

dieſes Geſetzes nicht mehr erworben werden. 


8. 154. 
CGommunalfteuer 

Der Zufchuß, welcher zur Deckung der der Stadt⸗ 
caffe obliegenden Ausgaben erforderlich ift, wird bon 
den Pilichtigen durch eine Gommunalftener nad) dem 
Verhältniß des Einkommens aufgebracht. 

Die Beranlagung zu dieſer Steuer gejchieht auf 
den Grund der nach Vorſchrift des Einktommenfteuer- 
Gejees vorgenommenen Schäßungen und zwar entweder 
nach gleichen Procentfäben oder nad) den für die Staat3- 
einfommenfteuer angenommenen Procentjäben oder nad) 
einem innerhalb diefer beiden Verhältniſſe liegenden 
Maßſtabe. Die näheren nn hierüber find 


ſtatutariſch — 
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g. 165. 


Fortſetzung. | 

Ein Einfommen von meniger al3 50 4 jährlich 
bleibt von der Gemeindeeinkommenſteuer befreit; jedes 
Einkommen, welches zur Staatseinkommenjteuer heran- 
gezogen wird, muß auch zur Gemeindeeinkommenſteuer 
veranlagt werden. 

Innerhalb diefer Grenzen fünnen die Stadtverord- 
neten beicjließen, auch jolche Gemeindegenoffen, deren 
Einfommen mehr ala 50 jährlich beträgt, mit der 
Gemeindeeinfommenfteuer zu verjchonen. 

8. 156. 


Fortſetzung. 

Im Monat December iſt die für das nächſte Jahr 
geſchehene Veranlagung auf übliche Weiſe zur Kenntniß 
der Steuerpflichtigen zu bringen. 

8. 157. 
Fortſetzung. 

Der Bedarf der Stadteaſſe kann indeß auch big 
zu einem Drittel durch eine Steuer auf die im Stadt— 
bezirke belegenen Grundſtücke herbeigeſchafft werden. 

Die näheren Bedingungen hierüber find ftatuta- 
riſch feitzuftellen. 

Der Steuerjag für einen Morgen Ader, Garten 
oder Wieje darf die Hälfte des Steuerjages für das 
geringste Wohnhaus nicht überjteigen und nach Ein- 
führung der neuen Landesgrundſteuer wird der auf Die 
Grundſteuer zu veranlagende Theil der Communalſteuer 
nach dem Verhältniffe der in die Grundfteuercataiter 
eingetragenen Gteuercapitale aufgebracht. 

Sind einzelne bewohnte Befiyungen und deren Zu- 
behörungen in weſentlicher Entfernung von den übrigen 
Wohnungen belegen, oder find Grundftüde in der Feld— 
mark von fo verjchiedener Güte, daß durch die obige Ver- 
anlagung nach der Morgenzahl eine ganz unverhältniß- 
mäßige Concurrenz einzelner Pflichtigen herbeigeführt 
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werden twürde, jo joll, wenn eine Vereinigung darüber 
in der Gemeinde nicht zu erreichen jteht, auf den An- 
trag der DBetheiligten eine billige Ausgleihung durch 
die Staatsbehörde vorgenommen werden. 


Sechster Abichnitt. 
Von der Armenpflege. 
8. 158. 
Allgemeine Beſtimmungen. 

Die Städte Baßen die Verpflichtung, ihre Armen zu 
unterftügen und obdachlofen Gemeindegenojjen ein Unter: 
foınmen zu verſchaffen, auch armen Kranfen und fremden 
Hülfsbedürftigen, welche während eines zeitmeiligen Auf- 
enthalt? erfranfen oder aus jonjtigen Gründen nicht 
entfernt werden können, Hülfe angedeihen zu laſſen. 

Die Heimathagemeinden de3 Inlandes find im legtern 
‚Falle verpflichtet, die aufgewandten Koften zu erjtatten. 

8. 159. 
Armendeputation. 

Zur Leitung der Armenpflege ift in jeder Stadt 
eine Armendeputation zu bilden (8. 110) und find vie 
näheren Bejtimmungen über die Ausführung der Armen- 
pflege, ſoweit jolches überhaupt für erforderlich) erachtet 
wird, jtatutarijch ar 

. 160. 
RER Sbefugniß 

Die Armendeputation Dat alle auf das Armenmwejen 
ich beziehenden Angelegenheiten zu leiten. Insbeſondere 
jteht derjelben die Bewilligung der nöthigen Unterftügun- 
gen, ſowie die Beurtheilung zu, ob diefe durch Geld- 
oder Naturalbewilligung, durch Arbeitsanweiſung oder 
auf ſonſtige Weiſe beſchafft werden ſoll. 

Der Vorfitzende des Magiſtrats oder der Armen- 


deputation find befugt und verpflichtet, in Eilfällen Anord- 


nungen zu treffen und Unterftügungen zu veriwilligen. 
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Die Unterſtützten müſſen ſich den Anordnungen 
der Armendeputation hinſichtlich der Art und Weiſe 
ihrer Beſchäftigung unterwerfen und der Magiftrat iſt 
berechtigt, diejen Anordnungen ducch geeignete Zwangs- 
mittel Folgeleiftung zu verichaffen. 

8. 161. 
| Sortfebung. 

Die Armendeputation hat dag Vermögen der Orts: 
Armencafje zu verwalten und dafür zu forgen, dat die 
Auffünfte und fonftigen Einnahmen der Armencafie 
ordnungsmäßig zur Berechnung kommen. 

s. 162. 
Einnahmen der Armencaffe. 

In die Armencafje fließen alle jtändige und. zu- 
fällige Einnahmen, welche diefelbe herkömmlich bezogen 
hat Reichen dieje regelmäßigen Einnahmen nicht Hin, 
um den Bedürfnifjen zu genügen, jo muß das Fehlende 
aus der Stadteaſſe entnommen werden, infofern es nicht 
vorgezogen wird, zu diejem Zwecke freimillige Beiträge 
eintreten zu lajjen. 

$. 163. 
Voranſchlag. 

Der Magiſtrat hat mit Zuziehung der Armendepu⸗ 
tation im Monat September einen Boranfchlag der muth- 
maßlichen Ausgaben des nächſten Kalenderjahrs aufzuftel- 
len und mit Berüdfichtigung der regelmäßigen Einnahmen 
den nöthigen Zujchuß zur Dedung der Ausgaben feit- 
zuſetzen. Dieſer Voranichlag ift in den Voranjchlag für 
die Stadteaffe aufzunehmen und bei der Feſtſtellung 
wie ein Theil deflelben zu behandeln. 

. 8. 164. 
Rechnungsführung. 
Die Armeneaſſe wird entweder durch den Rech— 
nungsführer der Stadteaſſe oder durch einen beſondern 
Rechnungsführer verwaltet. 
Der Rechnungsführer hat nach Maßgabe der Ben 
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Schlüffe der Armendeputation zu verfahren und die Rech— 
nung aufzuitellen. | 

Für Abnahme und Revifion diefer Rechnung gelten 
die Hinfichtlich der Stadtcafjenrechnung gegebenen Bor- 
ſchriften. 

8. 165. 
Verbind lichkeit zur Erſtattung der geleiſteten 
Unterſtützungen. 

Die geleiſteten Unterſtützungen find nur als Vor⸗— 
ſchüſſe zu betrachten, welche von den unterſtützten Armen, 
wenn dieſelben dazu im Stande ſind, zurückverlangt 
werden können. Sind dieſelben zur Zeit des Todes 
des Unterſtützten noch nicht zurückerſtattet, jo hat Die 
Armenverwaltung das Recht, den Nachlaß des Unter: 
ftüsten an fich zu nehmen und ſich daraus für die ge- 
leifteten Unterjtügungen bezahlt zu maden, muß jedod) 
den etwaigen Ueberſchuß den Erben, wenn diejelben ſich 
binnen Jahresfrift melden, herausgeben. 


Siebenter Abichnitt. 
Don den Schulangelegenbeiten. 
8. 166. 
Allgemeine Beflimmung. 

Die Städte haben das Recht und die Verpflichtung, 
bei der Einrichtung, Verwaltung und Erhaltung der 
Schulanjtalten nad) Maßgabe der darüber erlafjenen 
und noch zu erlallenden Geſetze mitzumirfen. 

| | 8. 167. 
Vertretung der Stadt. 

Der Meagiftrat vertritt die Stadt in allen das 
Schulweſen betreffenden Angelegenheiten und ift hierbei 
an die Mitwirkung der Stadtverordneten in gleichem 
Maaße gebunden, wie folches für die Verwaltung der 
Semeindeangelegenheiten vorgejchrieben it. 
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Achter Abſchnitt. 
Von der Verpflichtung der Gemeinden zum Erſatze 
des bei Auflaͤufen — Schadens. 


Allgemeiner Grundſatz. 

Wenn bei einem Auflaufe (8. 102 des Eriminal- 
gejegbuches) öffentliches oder Privateigenthum vernichtet, 
bejchädigt oder auf jonftige Weiſe beeinträchtigt wird, 
jo iſt die Gemeinde, in welcher ein folder Vorfall ſich 
ereignet, verbunden, den dadurch verurjachten Schaden 
zu erjeben, vorbehältlich ihres Regreſſes gegen die 
Schuldigen. 

$. 169. 


Aufdringung und Repartition des Schadens. 

Die zur Dedung des von der Gemeinde gezahlten 
Erſatzes erforderlihen Mittel find von den pflichtigen Ge— 
meindegenoljen, welche zur Zeit des Auflaufs ihren regel- 
mäßigen Wohnjig in der Gemeinde gehabt haben, nad 
dem Fuße der Communalſteuer aufzubringen. Falls der 
Beichädigte bei einer entjtandenen Feuersbrunſt von einer 
Aſſecuranzgeſellſchaft Vergütung zu fordern berechtigt ift, 
fällt die Verpflichtung der Gemeinde in jo weit hinweg. 

8. 170. 
Ausnahme. 

Wenn die zuſammengerottete Menge, durch welche 
der Auflauf veranlaßt wird, nicht aus Mitgliedern der 
Gemeinde beſteht, ſondern erweislich aus anderen Orten 
herbeigekommen iſt und die Einwohner der Gemeinde 
außer Stande waren, die Beeinträchtigung des Eigen— 
thums zu verhindern, jo findet der 8. 168 auf die Ge— 
meinde, in welcher die Beeinträchtigung verübt ift, keine 
Anwendung. 

8. 171. 
Fortſetzung. 

In ſolchen Fällen gelten die 88. 168 und 169 von 
denjenigen Gemeinden, aus deren Mitte die Theilnehmer 


—— 


gekommen ſind, vorausgeſetzt, daß die letzteren in einer 
Weiſe, welche die Aufmerkſamkeit auf ihr Vorhaben zu 
lenken geeignet war, ſich von dort entfernten und die 
Gemeinde im Stande war, das Vorhaben zu verhindern. 
8. 172. 
Verfahren. 

Ueber die Verbindlichkeit zur Entſchädigung und über 

den Betrag derſelben haben die Gerichte zu entſcheiden. 
178 
EEE TEISD. Stuatsmitteln. 

Würde der Betrag der zu zahlenden Entichädigungen 
für einzelne Gemeinden unverhältnigmäßig hoch aus: 
fallen, jo ſoll denſelben, falls jte bei der Staatöbehörde 
nachzumeifen vermögen, daß fie nicht im Stande ge: 
weſen find, den Schaden abzuwenden, aus Staatsmit- 
teln thunlichit zu Hülfe gekommen werden. 


Neunter Abſchnitt. 
Don Gemeinheiten, Stiftungen, Corporationen. 
1) Von Tai 


Allgemeine Beflimmung. 

Güter oder Berechtigungen, deren Benutzung an den 
Beſitz gewiſſer Grundftücde geknüpft ift oder welche ge- 
wiſſen Genofjenjchaften (Gemeinheiten) gehören, können 
nicht zu dem GStadtvermögen gezogen werden. Die den 
Intereſſenten daran zuftehenden Rechte bleiben unver- 
ändert und die Auffünfte derjelben können wider den 
Willen der Nutzungsberechtigten nicht zur Beftreitung 
von Gemeindeausgaben verwandt werden. 

Iſt jedoch ein Theil diefer Auffünfte herkömmlich 
in die Gemeindecafje geflofjen oder And von denjelben ge- 
wiſſe Gemeindeausgaben herkömmlich bejtritten, fo ift die 
Gemeindecafje, wenn das bisherige VBerhältniß aufgehoben 
werden ſoll, entiveder durch jährliche Zahlungen oder 
durch eine Grund⸗ oder Bapitalabfindung zu entjchädigen. 
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Die Auseinanderjegung zwifchen der Gemeinde und 
der Gemeinheit wird als Veräußerung von Gemeindegut 
angejehen und nach den darüber beftehenden geſetzlichen 
Vorjchriften behandelt. 

Als Genoſſenſchaftsgut ift jedoch dasjenige nicht an- 
zujehen, was herfümmlich fchon bisher zu Gemeinde: 
zweden diente oder defjen Einkünfte herfümmlich in die 
Gemeindecafje gefloffen find, ſelbſt wenn es durch die 
Beiträge gewiſſer Gemeindegenofjen aufgebracht ift oder 
nach der biöher üblichen Gemeindeverfaflung die Ver— 
Fügung darüber gewillen Gemeindegenofjen zuftand. 

Differenzen über Eriftenz, Umfang und Werth der bei- 
derjeitigen Öerechtiame werden im Rechtäivege gejchlichtet. 

. 175. 
| —— 

Von dieſen Gütern und Berechtigungen ſoll, wo es 
noch nicht geſchehen iſt, unter Zuziehung der Betheiligten 
eine Beſchreibung aufgeſtellt werden. 

g. 176. 


Koſten. 

Zu den Koſten, welche durch die Verwaltung und 
Benutzung dieſer Güter und Berechtigungen veranlaßt 
werden, tragen nur diejenigen bei, welche an den Nutzun— 
gen Theil nehmen und zwar nad) dem jedem einzelnen 
Intereffenten daran zuitehenden Theilnahmeverhältniffe. 

. 177. 
I 

Ueber die Verwaltung diefer Güter und Berech— 

tigungen entjcheibet die bisherige Objervanz. 
8. 178. 


Beſchlüſſe. 
Zur Faſſung rechtsverbindlicher Beſchlüſſe gehört, 
ſo weit nicht Geſetze, Statuten oder Obſervanzen be— 


ſtimmte Vorſchriften feſtgeſtellt haben: 


1) daß ſämmtliche Intereſſenten unter Angabe des 
Zweckes ſpeciell vorgeladen, | 


— 58 — 


2) wenigſtens zwei Drittheile derſelben erſchienen 

find und 

3) die abſolute Mehrzahl der Erſchienenen ſich zu 

einem Beſchluſſe vereinigt. 
8. 179. 
Beräußerungen. 

Die auf Veräußerung ſolcher Güter und Berechti— 
gungen gerichteten Beſchlüſſe der Intereflenten bedürfen, 
injofern fie nicht Theilungen oder Ablöfungen im gejeg- 
lichen Wege zum Gegenftande haben, der Genehmigung 
der für die Senameengelegenhain beitellten Aufſichts⸗ 
behörben. 


g. 180. 


Proceſſe. 

Nimmt eine in der Gemeinde befindliche Gemeinheit 
ein bisher für die Gemeindecaſſe benutztes Grundſtück oder 
andere bisher für dieſelbe benutzte Gegenſtände in An— 
ſpruch und wird von der Gemeinheit Klage erhoben, von 
der Gemeinde aber beſchloſſen, ſich nicht auf die Klage einzu— 
laſſen, ſo iſt die Staatsbehörde befugt, einen Vertreter zur 
Führung des Proceſſes für die Gemeindecafje zu beſtellen. 


2) Von den a an Corporationen. 


Allgemeine Beſtimmung 

Stiftungen und Corporationen Stehen unter dem 
Schube der Gemeinde. 

Das Vermögen vderjelben darf nur zu Stiftungs- 
und Corporationszwecken verwendet twerden und haben 
die einzelnen Gemeindegenofjen darauf feinen Anſpruch. 

Die Verwaltung unterliegt der Aufſicht des Magi— 
ftrat3, jo weit darüber nicht durch Statuten, Objervanzen 
und Stiftungsurkunden anderweite Verfũgung getroffeniſt. 
Die Veräußerung von vergleichen Gütern wird 
einer Veräußerung von Gemeindegut gleichgeacdhtet, wenn 
nit Statuten, Objervanzen und —— | 
andere Beitimmungen getroffen haben, 
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8. 182. 
,WMechte der Stadt Braunfchmeig. 

Die Rechte, welche der Stadt Braunfchweig nach 
Statuten, Berträgen over Herfommen in Beziehung auf 
die Stadtlirchen, die ſtädtiſchen Hojpitäler, Armen- und 
Deguinenhäufer und das Hofpital Beatae Mariae Vir- 
ginis zuftehen, bleiben vorbehalten. 


Zehnter Abjchnitt. 
Bon den VBerhältniffen zu den Staatsbehörven. 
8. 183. 
Allgemeine Beflimmungen. 

Die dem Staate zuftehende Aufficht über die Ver- 
waltung der jtädtifchen Angelegenheiten wird in der Stadt 
Braunſchweig unmittelbar von dem Herzoglichen Staat3- 
Miniſterium und in den übrigen Städten von einer dem 
Herzoglichen Staats-Miniſterium untergeordneten Staats— 
behörde (den Herzoglichen Kreisdirectionen) geführt. 

184. 


Befugniffe und Berpflihtungen derielben. 

Diefe Behörden haben im Allgemeinen darauf zu 
achten, dag die Verwaltung den Geſetzen gemäß "geführt 
werde. Insbeſondere find fie, um ihrem Auflichtsrechte 
Erfolg zu geben, befugt: 

1) die von den Gemeindebehörden gefaßten Beſchlüſſe 
und erlaſſenen Verfügungen, injofern diefe den 
gejeslichen Vorſchriften oder fjonjtigen Normen 
des öffentlichen Recht? zumiderlaufen oder über 
die gejeglichen Befugniffe der Communalbehör: 
den Hinausgehen, nach vorgängiger Anhörung 
derjelben aufzuheben, 

2) die Ausführung von Beichlüffen und Verfügungen 
der Sommunalbehörden, infofern dadurch nad) dem 
Dafürhalten der Staatsbehörde dad Gemeinmohl 
gefährdet wird, einftweilen zu unterfagen, und 
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die Entſcheidung des Herzoglichen Staats-Mini— 
ſteriums einzuholen, 
3) in den geſetzlichen Fällen die Entſcheidungen und 
Beichlüffe der betreffenden Organe zu erwirken, 

4) nach Maßgabe der beitehenden oder noch zu er- 
laſſenden gejeblichen Vorſchriften oder jonftigen 
Normen des öffentlichen Rechts die erforderlichen 
Verfügungen zu erlaflen, um die Gemeinden zur 
gehörigen Erfüllung der ihnen hiernad) obliegen- 
den Berbindlichfeiten anzuhalten, und 

5) in allen Fällen, wo Gefahr im Verzuge ift, die 

erforderlichen proviforifchen Anordnungen jelbit- 
ſtändig zu treffen. 

Die Staatsbehörde iſt außerdem verpflichtet, zur 
Förderung eines Fräftigen Gemeindelebens mitzuwirken, 
muß fich jedoch einer durch die Geſetze nicht begründeten 
Einmiſchung in die — enthalten. 

. 185. 
Einſpruch gegen es des Magiftrats. 

Wenn die Stabtbehörben über einen Beich luß ein- 
. verjtanden find, jo Tann die Staatöbehörde denjelben 
nicht abändern. Hält fie aber einen Beichluß dieſer 
Behörden für unverträglich mit den Gejegen oder dem 
Gemeinwohl gefährlich, jo kann fie Einjpruch gegen den- 
jelben einlegen und die Sache zur Entfcheidung des Her- 
zogl. Staats-Miniſteriums verjtellen. Bis zu dieſer 
Entieidung kann der Beichluß nicht ausgeführt werden. 

186, 
Einwirfungder Stanisoipörn: auf die Orts 
pol izei. 


In Angelegenheiten, welche ſich auf die Local 


polizei beziehen, fteht der Staatsbehörde die Entichei- 
dung über erhobene Beſchwerden nach Anhörung des 
Localpolizeibeamten zu. 

— — leitender Berfügungen in dene J 
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Staatöminifterium nach Anhörung der ftädtifchen Be— 
PL befugt: 

enn Gefahr im Verzuge ift, fteht diefe Befug- 
niß auch der Staatsbehörde zu. RER fug 

8. 187. 

Genehmigung des Herzogl. Staats-Miniſteriums. 

Die Genehmigung des Herzoglichen Staats-Mini— 
ſteriums iſt erforderlich: 

1) zur Errichtung, Aenderung und Aufhebung von 

Statuten und polizeilichen Reglements; 

2) zur freimilligen Veräußerung von Gemeindegrund- 
jtüden und Berechtigungen oder zum Anfaufe von 
Grundſtücken und Beredtigungen, wenn der Ca- 
pitalwerth den Betrag von 200 F überfteigt; 

3) zur Veräußerung von wiſſenſchaftlichen oder 
Kunftiammlungen und Veränderungen mit den 
ſtädtiſchen Archiven und 

4) zur Aufnahme von Anleihen, jo wie zur Kün— 
digung und Ansleihung von Gapitalien, fofern 
diefelben nicht bei der Leihhauscaſſe belegt oder 
zum Anfaufe von Landed: und Lammer-Obli- 
gationen verwandt werden. 

Anträge in diejen Angelegenheiten werden an bie 

Stantsbehörde gerichtet. 
8. 188. 
Verfügung in Landesangelegenbeiten. 

In denjenigen Landesangelegenheiten, twelche der 
Magiftrat oder ein Mitglied deſſelben Namens ver 
Staatsgewalt zu bejorgen Hat, fteht der Staatsbehörbe 
die Entſcheidung auf erhobene Bejchwerden zu. 

8. 189. | 


Debertragung der Localpolizei-Verwaltung an 
| | einen Staatsbeamten. 


Wenn die Localpolizei in einer Stadt mangelhaft 
verwaltet wird und Erinnerungen durch die Staatsbe- 


; hörde fruchtlos geblieben find, jo kann auf vorgängigen 
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Bericht der Staatsbehörde das Herzogliche Staats-Mi— 
niſterium die Verwaltung der Localpolizei auf Koſten 
der Stadt einem Staatsbeamten übertragen. 

Dieſe außerordentliche Maßregel wird jedoch auf- 
hören, wenn die ſtädtiſchen Behörden ein anderes Mit- 
glied des Magiſtrats mit der Verwaltung der Polizei be- 
auftragen oderein bejonderer Bolizeibeamter gewählt wird 
und in beiden Fällen die Bejtätigung erfolgt iſt ($.100.). 


Elfter Abſchnitt. 


Borübergehende Beſtimmungen. 
8. 190. 
Eintritt des Geſetz es. 
Dieſe revidirte Städteordnung tritt mit dem 
1. Juli 1850 in Kraft. 

Die bisherigen Gemeindeorgene bleiben bis zum 

Dienftantritt der Neugemwählten in Wirkjamteit. 
8. 191. 
Fortſetzung. 

Die gegenwärtigen Magiſtratsmitglieder, die aus 
der Stadteaſſe beſoldeten Hülfsbeamten und Gemeinde— 
diener bleiben in ihren Amtsverrichtungen und tritt erſt 
nach Ablanf der Wahlzeit bei den auf Zeit Gewählten 
eine Neumahl ein. 

Für die wegfallende Erhebung von Gebühren leiftet 
die Stadtcafje den betheiligten Beamten Entjchädigung, 
die, Falls eine gütliche Einigung nicht zu erreichen fteht, 
von dem Herzogl. Staatz-Minifterium feitgejtellt wird. 

Wo zeither dem Rechnungsführer Erhebungsgelder 
bewilligt find, können diefe Gebühren bis zum Abgange 
des Rechnungsführers beibehalten werden. | 

Die Beitimmungen des gegenwärtigen Gejehes über 
Auflöjung des Dienjtverbandes kommen auch bei den jebt 
vorhandenen ftädtiichen Beamten zur Anwendung, doch er- 
halten die Beamten, welche wider ihren Willen penfionirt 
werden, ben nach der bisherigen Geſetzgebung ihnen ge 
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bührenden Penſionsbetrag, ſoweit nicht das Geſetz vom 
31. Auguſt 1849, M 34, Abänderungen getroffen hat. 
8. 192. 
Fortſetzung. | 

Die Verhältniſſe des Magiftrats der Stadt Wolfen: 
büttel ſollen rüdfichtlicd) der gegenwärtig aus der Stadt: 
caſſe bejoldeten Mitglieder deſſelben nach Einführung der 
rebidirten Stüdteordnung von den jtädtiichen Organen 
auf ftatutariichem Wege geordnet werden. 

8. 193. 
Erneuerung der Stadtverordneten:Verfammlung. 

Sofort, nachdem dieſes Geje in Kraft getreten ift, 
wird mit der Bildung der Stadtverordneten nad) den 
Vorſchriften deſſelben verfahren. 

Die Gemeindegenoſſen ſind deshalb zur Erlangung 
des Bürgerrechts aufzufordern und iſt denſelben dazu eine 
vierwöchentliche Friſt zu geſtatten, nach deren Verlauf 
die Liſten der Wahlberechtigten aufzuftellen find. 

194 


Fortfeßung. 

Reclamationen gegen die Liſten der Wahlberechtigten 
find von den einzelnen Intereſſenten binnen 14 Tagen 
nach Bekanntmachung der Lilten anzubringen und von - 
dem Stadtmagiftrate und den Stadtverordneten in ver: 
einigter Berjammlung endgültig zu entjcheiden. 

| . 19. 
Veranlagung E Communalfteuer. 

Bis zur Einführung der Staatseinfommenjteuer 
wird die Schägung des Einkommens der Steuerpflidti- 
gen behuf Veranlagung der Communaljtener durch die 
Stadtverordneten und danach die Eintheilung in die 
Steuerclajien vorgenommen. 

Der Maßitab für die Veranlagung in den einzelnen 
SlafienbedarfderdeftätigungderHerzogl. Landesregierung. 

Wenn von den Stadtbehörden eine fteigende Scala an- 
genommen wird, jo darf die Steigung von der niedrigften 
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bi3 zur böchiten Claſſe das Verhältniß von 1 zu 4 
nicht überjteigen. 
$. 196. 
Abnahme der Gemeinde: und Örtdarmencaffen: 
Rebhnungen. 

Die Stadt und Ortsarmencaſſenrechnungen bis 
zum 1. Sanuar 1850 werden nach den bisherigen Bor: 
jchriften durch Herzogl. Finanz-Collegium im Laufe des 
Sahres 1850 revidirt und abgenommen. 

8. 197, 
Ermäßigung der Gebühr für Ertheilung des 
Bürgerredt3. 

Für diejenigen, welche einem ftädtischen Verbande be- 
reit3 angehören und nad) der Vorjchrift dieſes Geſetzes 
gegenwärtig das Bürgerrecht gewinnen müſſen, Tann 
im alle der Dürftigfeit die Gebühr für Ertheilung 
des Bürgerret3 von dem Magiftrate unter Zuftimmung 
der Stadtverordneten bis auf 8 99. ermäßigt werden. 

. 198. 

Aufhebung ee. Vorſchriften. 

Mit dem Eintritte dieſes Geſetzes verlieren alle 
demſelben entgegenſtehenden früheren Geſetze und Bor- 
ſchriften, insbeſondere die Städteordnung vom 4. Juni 
1834 ihre Wirkſamkeit. 

Die beſtehenden ſtatutariſchen Beſtimmungen, in 
ſoweit fie nichts dieſem Geſetze Widerſprechendes ent- 
halten, bleiben in Kraft. 

Alle, die es angeht, haben ſich hiernach zu achten. 

Urkundlich Unſerer Unterſchrift und beigedruckten 
Herzogl. Geheime⸗Canzlei⸗Siegels. J 

Braunſchweig, am 19. März 1850. 


Auf Hoͤchſten Specials Befehl. . 
von Schleinig. von Gehfo. Saugerfeldce. 





Von Gottes Gnaden, Wir, Wilhelm, Herzog 
zu Braunſchweig und Lüneburg ꝛc. x. ꝛc. 


Da kein hinreichendes Motiv für eine allgemeine 
Anwendung der Ausnahmebeſtimmung fortbeſteht, 
welche im 8. 146, Abſatz 1, der revidirten Städteord— 
nung vom 19. März 1850, M 23, Gemeindegenoſſen, 
„welche in Lohn und Koſt bei Anderen ftehen und fein 
Grundeigenthum beſitzen,“ bon der Beitragäpflicht zu 
den jtädtiihen Laften ausnimmt, dieje Ausnahmebeftim- 
mung vielmehr in der Anwendung namentlich auf das 
gewerbliche. Hülfsperſonal Ungleichheiten und Unzuträg- 
lichkeiten herbeiführt, — 

und da ferner 

nach Erlaß des Gejebes vom 3. Auguft 1864 über den 
Aufenthalt im Herzogthume und den Erwerb des Wohn- 
ortsrechtes durch dauernden Aufenthalt nicht mehr für 
angemejjen erachtet werden kann, daß auch ſolche Fremde, 
welche behuf Broderwerbs den Aufenthalt an einem 
Orte des Herzogthums nehmen (8.2 leg. cit.) oder de— 
nen der Dauernde Aufenthalt an einem Orte 
de3 Herzogthums auf desfallfiges Anjuchen gejftattet 
wird, erit nach Verlauf von ſechs Monaten — 

$. 146, Abſatz 2, der revidirten Städteordnung 
| und 8.88, Abjah 2, der Landgemeindeordnung, — 
zu Beiträgen herangezogen werben, 

o 


* erlaſſen Wir mit Zuſtimmung der Landesverſammlung 


das nachfolgende Geſetz: 
| u I 
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8. 1. 
Die Ausnahmebeitimmung im $. 146, Abſatz 1, 
der revidirten Städteordnung vom 19. März 1850, 
.#% 23, wird hierdurch aufgehoben. 


8. 2. 

Der 8 146, Abſatz 2, der revidirten Städteord- 
nung eit. und 8. 88, Abjab 2, der Landgemeindeord- 
nung vom 19. März 1850, M 24, werden dahin er- 
weitert, dag Fremde, melde behuf Broderwerbs den 
Aufenthalt an einem Orte des Herzogthbums nehmen 
oder denen der dauernde Aufenthalt an einem Drte des 
Herzogtums auf desfallſiges Anſuchen geftattet wird, 
Ihon vom Beginne ihres Aufenthalt? zu Beiträgen 
herangezogen werden können. 

Alle, die es angeht, haben fih hiernach zu achten. 

Urkundlich Unferer Unterfchrift und beigedrudten 
Herzogl. Geheime-Canzlei-Siegels. 


Braunſchweig, den 6. August 1867. 


(L. 8.) 
Auf Höoͤchſten Sperial- Befehl. 
v. Campe. W. Shulz. Zimmermann. 


Von Gottes Gnaden, Wir, Wilhelm, Herzog 
su Braunſchweig und Lüneburg ꝛc. ꝛc. ꝛc. 


Wir erlaſſen mit Zuſtimmung der Landes-Ver— 
ſammlung das nachfolgende Geſetz: 


8. 1. 

Dem im 8. 15 M 1 der revidirten Städteord— 
nung und im 8. 15 .% 1, jowie im 8. 16 .% 4 der 
Zandgemeinde-Ordnung vom 19. März 1850 beftimm- 

‚ ten 25. Lebensjahre wird das zurüdgelegte 21. Lebens— 
jahr hierdurch ſubſtituirt. 

Die Beltimmung des zweiten Abſatzes unter I 4 
im 8. 16 der Landgemeinde-Ordnung tritt außer Wirk— 
ſamkeit. 


8. 2. 
Die gleicjlautende Borjchrift im $. 15 .E 2 der 
repidirten Städteordnung und im 8. 15 .% 2 der 
Landgemeinde-Ordnung, melde lautet: 
„einen eigenen Hausjtand führen oder in felbit- 
Ständigen Verhältniſſen leben“ 
wird aufgehoben. 
An die Stelle des zweiten Abſatzes im 8. 15 der 
revidirten Städteordnung: 
„die Meldung zur Aufnahme in die Bürger: 
rolle muß binnen 3 Monaten nah Errichtung 
eines felbititändigen Haushalts bei dem Stadt- 
E magiftrate angebradjt werden“ 
tritt die Vorſchrift: 


— 8 — 


Die Meldung zur Aufnahme in die Bürger: 
rolle muß binnen 3 Monaten nad) zurüdgeleg- 
tem 21. Lebensjahr bei dem Stadtmagiitrate 
angebracht werden. 


8. 3. 


Die Beitimmungen des 8.18 der revidirten Städte— 
ordnung und des legten Abjahes im $. 16 der Land- 
gemeinde-Ordnung find fernerhin in Uebereinftimmung 
mit den Modificationen und Veränderungen anzuwen— 
den, welche aus den obigen 88. 1 und 2 diejes Ge— 
ſetzes in Betreff des Requifits des Alters umd ber 
Selbitftändigfeit fich ergeben. ä 


| 8. 4. | 
Die Beftimmung im $. 17 der Landgemeinde- 
Ordnung, daß zu Gemeindeämtern nicht wählbar jein 
jollen 2c. „diejenigen Hofbefiter, welche nicht in jelbft- 
ftändigen Berhältnifien leben” wird hierdurch aufgehoben. 


8. 5. | 


Die Beitimmung des 8. 21 der revibirten Städte— 
ordnung, nach welcher für die Ertheilung des Bürger- 
rechts eine Gebühr von 2 Seitcens der Stadtbehör- 
den zu erheben ift, wird hiermit dahin abgeändert: 

Für die Ertheilung des Bürgerrechts wird den 
Stadtbehörden geitattet, eine Gebühr bis zu 
2: zu erheben. Das Weitere ift im ftatuta 
tiichen Wege zu ordnen. | 


8. 6. F 
Die Beſtimmungen im 8. 35 Abſ. 3 der revidir⸗ 
ten Städteordnung und im 8. 26 ‘der Landgemeinde: 
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Ordnung, nach welchen bei den Wahlen die Stimmen 
zu Protokoll abzugeben ſind, — 
ingleichem die Beſtimmungen im 8. 37 Abſ. 1 

der revidirten Städteordnung und im $. 28 Abi. 1 
der Landgemeinde-Ordnung: 

„Zur Gültigkeit einer Wahl wird abjolute Stim- 

menmehrheit erfordert, d. h. mehr als die Hälfte 

der Stimmen der erjchienenen Wähler" 
werden hierdurch dahin abgeändert resp. modifieirt, daß 
fernerhin die Wahl durch verichloffene, in eine Wahl⸗ 
urne niederzulegende Stimmzettel ohne Unterſchrift zu 
beſchehen A — 


Die eeforbertiche abfolute Stimmenmehrheit nach den 
abgegebenen Stimmen ſich beſtimmt. 
8. 7. 

Dieſes Gejeg tritt mit dem 1. April. N Irs in 
| Wirkjamkeit. 
Alle, die e3 angeht, haben fich hienach zu achten. 

Urkundlic Unserer Unterſchrift und beigedrudten 
Herzogl. Geheime-Canzlei-Siegels. 


Braunfchweig, den 26. Januar 1870. 


(L. $) 


Auf Hoͤchſten Special-Befebl. 
von Campe. W. Schul. Zimmermann. 


Von Gottes Gnaden, Wir, Wilhelm, Herzog 
zu Braunfchweig und Rüneburg ꝛc. ꝛc. ı. 


erlaſſen zur Ergänzung der repidirten Städteordnung 
und der Landgemeindeordnung vom 19. März 1850 
mit Zuftimmung der Landesverfammlung das nachfol- 
gende Geſetz: 


8.1. 
Zu den Communaljteuern 
ef. 8. 146 der Revidirten Städteorduung, und 
8. 88 der Landgemeindeordnung 
find auch heranzuziehen 
1) phyſiſche Perſonen (auch Theilnehmer einer Com— 
manditgejellichaft) rücfichtlich des Einkommens 
aug einem ftehenden Gewerbe, welches fie an 
einem Orte des Herzogthums betreiben, ohne 
dajelbit ihren Wohnfig oder ihren Aufenthalt 
zu haben ; Er 
Acttengejellichaften, Commanditgeſellſchaften auf 
Actien und Gewerkſchaften rückſichtlich des Ein- 
kommens aus dem an einem Orte des Herzog- 
thums von ihnen betriebenen jtehenden Gewerbe. 


8. 2. 

Die Communalſteuer der vorerwähnten Perjonen 
und Gefellichaften ſoll nach ihrem muthmaßlichen Rein- 
einkommen aus dem Gewerbe veranlagt und nad) billi- 
gem Ermeſſen unter Rüdfiht auf die Gemeindelaften 
der phyſiſchen Perſonen in der Gemeinde und der der 


2 


ee 


or Wi 


Gemeinde aus dem Gewerbebetriebe drohenden Belaftung, 
ohne Anwendung der etwa für phyſiſche Perſonen beite- 
henden Steuerclafien, feſtgeſtellt werden. 

8. 3. 

Erſtreckt ſich das ftehende Gewerbe, wie namentlich 
der Geſchäftsbetrieb einer Eifenbahngejellichaft oder der 
Verficherungsgefellichaften auf das ganze Land, oder 
auf Theile defjelben oder doc) auf verjchiedene Gemeinde— 
Bezirke, fo erfolgt die Veranlagung an den Stationd- 
orten resp. an den Wohnorten der Agenten nach Maß— 
gabe des Einkommens, welches der Gejchäftsbetrieb an 
vem betreffenden Stationsorte resp. aus der betreffen: 
den Agentur gewährt. 

Herzoglies Staatsminijterium wird, was insbe— 
fondere die Eiſenbahngeſellſchaften betrifft, bejtimmen, 
welche Stationgorte al3 commnnalſteuerpflichtig anzuſe— 
hen find; die Veranlagung erfolgt bei Aufitellung des 
Voranſchlags der Gemeinde im September eines jeden 
Jahrs und zwar dergeftalt, daß dabei der für dag fol- 
gende Jahr communaljteuerpflichtige Einfommenzbetrag 
nad; dem betreffenden Einkommen vom Vorjahre be- 
rechnet und feitgeftellt wird. 


8. 4. 


Gegen die Verfügungen der vereinigten Verſamm— 
fung des Stadtmagijtrats und der Stadtverordneten 
resp. des Kreisausſchuſſes 
cf. 88. 47. 66. 115 und 116 der Revidirten 

Städteordnung, und 
j 88. 150 und 164 der Landgemeindeordnung, 
durch welche die im $. 1 bezeichneten Perſonen und 
 Gefellichaften zur Communalfteuer herangezogen und Die 
von ihnen zu zahlenden Communalfteuerbeträge feitge- 
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ſetzt werben, ſteht den Betheiligten der Recurs an Her- 
zogliches Staats-Minifterium zu, deſſen 
die endgültige if: 


8.5, 
Dad gegentwärtige Geſetz tritt am 1. Januar 1872 
Alle, die es angeht, haben ſich hiernach zu achten. 
Urtmdlid Unjerer Unterfchrift und beigedructen 
Herzoglichen Geheime-Banzlei-Siegel3. 
Braunjchweig, den 5. Juni 1871. 


LS) 


Auf Hörhften Sperial-Befehl. 
son Campe. W. Schuß. Zimmermann. 


im 


Be ee: BE ae N DE a RE A en PR 
DR . = Fr j ug — er BE ee ze F 
His, MO Neid DllEnodeh 


